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Trennung von Kirche und Staat: Fünf Fragen, fünf Antworten 

Von Jörg TSCHÜRTZ 

Mit dem historischen Kompromiss vom Januar 2015 läutete die blau-rot-grüne Regierung einen 

Neuanfang in den Beziehungen zwischen Staat und Glaubensgemeinschaften ein. Doch die Umsetzung 

des Prestigeprojekts ging nicht ohne Streit über die Bühne. Ein Blick auf den Status quo. 

Am 26. Januar jährt sich die Unterzeichnung des Abkommens zwischen dem Staat und den 

Glaubensgemeinschaften zum fünften Mal. Trotz vieler Widerstände brachte die blau-rot-grüne Regierung die 
Trennung von Kirche und Staat innerhalb von drei Jahren über die gesetzgeberische Ziellinie. Die Reform hatte 

weniger Geld für die katholische Kirche, eine Abschaffung des Religionsunterrichts sowie das Ende der 

Kirchenfabriken zur Folge.  

Wie gestaltet sich das neue Miteinander und wie kam es überhaupt zu der historischen Einigung? Ein Überblick 

in fünf Punkten. 

Sind Staat und Kirche wirklich getrennt? 

Spitzfindige Beobachter halten den Begriff "Trennung" für nicht ganz korrekt: Der Staat habe die Verbindungen zur 

Kirche im Januar 2015 ja nicht komplett gekappt, sondern „nur“ neu geordnet. Eher könnte man von 
einer institutionellen und organisatorischen Trennung – oder einer Privatisierung – sprechen. Der Staat hat die 

Glaubensgemeinschaften jedenfalls zu mehr Eigenständigkeit verpflichtet, allen voran die katholische Kirche. Der 

damalige LSAP-Fraktionschef Alex Bodry brachte die Scheidungsformel auf den Punkt: "Der Staat mischt sich nicht 

in die Interna der Kirchen ein, und die Glaubensgemeinschaften mischen sich nicht in die Interna des Staats ein.“ 

Finanziell sind Staat und Kirche aber weiterhin eng miteinander verknüpft: Gemäß dem Abkommen von 2015 

werden Priester und andere Kultusdiener  nicht mehr direkt vom Staat bezahlt. Stattdessen gewährt die öffentliche 

Hand den anerkannten Glaubensgemeinschaften einen jährlichen finanziellen Zuschuss, über den sie frei verfügen 

können. Der Staat kommt zudem weiter für die Gehälter und Renten von Geistlichen und Laienangestellten auf, die 

bis 2015 im Dienst der Kirche standen. Zudem wird das Priesterseminar mit jährlich 600.000 Euro unterstützt. 

 
Historischer Handschlag: Erzbischof Jean-Claude Hollerich und Premierminister Xavier Bettel besiegeln am 26. Januar 2015 das 

neugeordnete Verhältnis zwischen Kirche und Staat. (Foto: Gerry Huberty) 



Wie war das nochmal mit den Kirchenfabriken? 

Die katholische Kirche hat am 26. Januar 2015 zwei weitere Konventionen unterzeichnet: Eine betrifft 

die Abschaffung des Religionsunterrichts und die zweite die materiellen Güter der Pfarreien („Kirchenfabriken“). 
Bei den Kirchenfabriken handelt es sich um ein Kuriosum, das es in ähnlicher Form nur noch in Frankreich und in 

Belgien gab oder gibt. Gesetzliche Basis der Kirchenfabriken war ein „Décret impérial“ Napoleons aus dem Jahr 
1809. Mehr als zwei Jahrhunderte lang wurden die  Besitztümer der Pfarreien von den Kirchenfabriken verwaltet. 

Die Kommunen mussten teilweise für den Unterhalt der Kirchen sorgen und eventuelle Defizite der Kirchenfabrik 

decken. Zudem mussten die Gemeinden dem jeweiligen Pfarrer eine Wohnung zur Verfügung stellen. 

Anfang 2018 war mit dieser Praxis Schluss: Die Kirchenfabriken wurden abgeschafft und die kirchlichen Besitztümer 

in den neuen Kierchefong überführt, der dezentral vom Erzbistum verwaltet wird. Die Umsetzung des Vorhabens 

erwies sich jedoch als harte Nuss. Eineinhalb Jahre wurde erbittert gestritten. Besonders das Verbot der 

Kofinanzierung des Fonds durch die Gemeinden stieß vielen Verantwortlichen in den Pfarreien und 

Kommunalpolitikern sauer auf – und auch der Staatsrat erteilte eine "opposition formelle". Letztlich musste der 

zuständige Innenminister Dan Kersch (LSAP) in diesem Punkt nachgeben und das generelle Kofinanzierungsverbot 

aus dem Gesetz streichen. Im Kern setzte sich die Regierung jedoch durch. 

Welche Geldmittel stellt der Staat den Kirchen zur Verfügung? 

Bis zur Trennung von Kirche und Staat finanzierte der Steuerzahler die Glaubensgemeinschaften mit 24 Millionen 

Euro, mit dem neuen Gesetz sind es nur noch rund 8,5 Millionen Euro. Vor allem die katholische Kirche muss seit 

der Reform kleinere Brötchen backen. 

Laut dem Gesetz vom 23. Juli 2016 stehen den Religionsgemeinschaften folgende jährliche Zahlungen der 

öffentlichen Hand zu: 

 Katholische Kirche: 6,75 Millionen Euro (statt bis dahin 23,72 Millionen Euro, Anm.)* 

 Protestantische Kirche: 450.000 Euro 

 Muslimische Gemeinschaft: 450.000 Euro** 

 Jüdische Gemeinschaft: 315.000 Euro 

 Orthodoxe Kirche: 285.000 Euro 

 Anglikanische Kirche: 125.000 Euro 

* Der Staat springt erst dann ein, wenn die Summe sämtlicher Löhne, Gehälter und Pensionen, die noch unter das 

alte Regime fallen (pacta sunt servanda), niedriger ausfällt als der vereinbarte Betrag von 6,75 Millionen Euro.  

** Die muslimische Gemeinde in Luxemburg wurde 2015 zum ersten Mal offiziell anerkannt und folglich auch 

finanziell unterstützt. 

Gibt es Pläne, Kirche und Staat noch stärker voneinander zu trennen? 

Im blau-rot-grünen Koalitionsprogramm sucht man vergeblich nach weiteren Reformen in Zusammenhang mit den 

Religionen. Offenbar will die Regierung vermeiden, einen neuerlichen Kulturkampf zwischen Kirche und Staat vom 

Zaun zu treten. Nur einen einzigen Satz findet man darin: Die Regierung will die nationale Ethikkommission künftig 

als beratende Instanz bei Fragen zu Religion und Laizismus beiziehen. 

Die laizistischen Bestrebungen der Dreierkoalition rufen im christlich geprägten – und jahrzehntelang von 

Christsozialen regierten – Großherzogtum teilweise immer noch großen Unmut hervor. Auch die Debatte um die 

Abschaffung des Religionsunterrichts ließ die Wogen hochgehen. Nicht zu vergessen ist, dass die drei 

Konventionen im Vorfeld des Referendums 2015 zustande kamen: Die Regierung plante ursprünglich, die Bürger 

https://www.wort.lu/de/politik/neues-fach-vie-et-societe-keine-revolution-aber-notwendig-577e8d9eac730ff4e7f63251
http://legilux.public.lu/eli/etat/leg/loi/2016/07/23/n11/jo


zusätzlich zu den drei Fragen über das Ausländerwahlrecht, die Mandatsbegrenzung von Ministern und das Wählen 

ab 16 auch über die Frage der Finanzierung der Religionsgemeinschaften entscheiden zu lassen. Mit dem 

Abkommen vom Januar 2015 wurde die vierte Referendumsfrage hinfällig. So brauchte keine der beiden Seiten zu 

befürchten, dass sie, je nachdem, wie die Volksbefragung ausgegangen wäre,  das Gesicht verlieren würde.   

Machen sich "Trennungsschmerzen" bemerkbar? 

Wie bei jeder Scheidung hat auch die Trennung von Kirche und Staat Narben hinterlassen. Insbesondere in der 

katholischen Kirche. „Das Ganze tut mir weh“, gestand Erzbischof Jean-Claude Hollerich im Jahr 2017. Hollerich 

stand zu diesem Zeitpunkt bereits innerkirchlich in der Schusslinie. Stein des Anstoßes war die geplante Abschaffung 

der Kirchenfabriken und die Einsetzung eines Kirchenfonds.  

Der Streit eskalierte, als zwei Tage vor Heiligabend 2016 das Syndicat des fabriques d’église (Syfel) den Staat, die 
Regierung, die beteiligten Minister und den Erzbischof vor Gericht zitierte. Anfang 2018 wird das Gesetz über den 
Kirchenfonds in der Chamber trotzdem mit 34 Ja-Stimmen beschlossen. 

Doch der Syfel „gëtt sech nët“: Die Kirchenfabriken und ihr Verband sprechen der Konvention von 2015 bis heute 

die Rechtmäßigkeit ab. 2018 wurde die zivilrechtliche Klage des Syfel zwar vom Bezirksgericht Luxemburg 

abgewiesen. Die Kirchenfabriken gingen jedoch in Berufung – der Ausgang des Verfahrens ist ungewiss. 

Erzbischof Jean-Claude Hollerich hingegen scheint sich fünf Jahre nach der Unterzeichnung der Kirchen-Konvention 

mit dem Status quo abgefunden zu haben. „Es geht heute nicht anders wie Trennung von Kirche und Staat“, sagte 
Hollerich im Dezember 2019 in einem „RTL“-Interview. Früher sei die katholische Kirche deckungsgleich mit der 

Bevölkerung gewesen, dies sei heute nicht mehr der Fall. Die Kirche müsse ihr Image als Privilegienempfänger 

loswerden. „Kleiner und ärmer zu werden, das tut uns gut." 

 

https://www.wort.lu/de/politik/erste-bilanz-des-kirchenfonds-2-5-millionen-euro-verlust-5cf53a13da2cc1784e345639
https://www.wort.lu/de/politik/syfel-mir-ginn-eis-net-5a970ebbc1097cee25b82c64
https://www.wort.lu/de/politik/syfel-verliert-juristischen-streit-gegen-bistum-und-regierung-5b44ba54182b657ad3b8fc84
https://www.wort.lu/de/politik/syfel-verliert-juristischen-streit-gegen-bistum-und-regierung-5b44ba54182b657ad3b8fc84




WO STEHEN WIR?

Der Staatsrat ist zwar kein Senat, sein Einfluss aber groß
Er ist keine zweite Kammer nach dem Bild der gewählten
Senate, die in zahlreichen Ländern existieren und hat le-
diglich beratende Funktion im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens: Dennoch ist der Staatsrat eine der tra-

genden Säulen des hiesigen Netzwerks der Institutionen.
Das seit 1856 bestehende Verfassungsorgan, für das im
Budget 2020 4,3 Millionen Euro an Mitteln stehen, hat
die Aufgabe, „zu sämtlichen Gesetzentwürfen und Geset-
zesvorlagen und den gegebenenfalls vorgebrachten Än-
derungsanträgen sowie zu allen anderen Fragen, mit de-
nen er möglicherweise von der Regierung oder von Geset-
zes wegenbetraut wurde, Gutachten abzugeben". Das Ar-
beitspensum der 21 Mitglieder, die das Amt neben ihrem
Beruf bekleiden und der 21 Mitarbeiter ist also übers Jahr
gesehen beträchtlich. Im vergangenen Jahr wurden so im
Staatsrat - auch „Hohe Körperschaft" genannt - nicht we-
niger als 158 Gutachten zu Gesetzentwürfen, 136 zu Ent-
würfen für großherzogliche Bestimmungen, sieben zu
Gesetzvorschlägen und drei im Rahmen der Verfassungs-
reform verabschiedet.

Gefürchtet sind die so genannten „oppositions formel-
les", die auf Risiken der Nicht -Konformität von Textpas-
sagen mit übergeordneten Rechtsprinzipien hinweisen.
Nicht wenige Entwürfe müssen dann in den zuständigen
Parlamentsausschüssen nochmal aufs Metier genommen
werden, in einigen Fällen sogar mehrmals, was die Proze-
duren freilich in die Länge zieht, allerdings für mehr
Reçhtssicherheit sorgt.

Das Parlament kann sich zwar über die Einwände hin-
weg setzen, dann riskiert es allerdings, dass die Hohe Kör-
perschaft sich weigert, die „Chamber" von der verfassungs-
mäßig (Artikel 59) vorgesehenen zweiten Abstimmung frei-
zustellen. Die beiden Institutionen können diese Freistel-
lung gemeinsam beschließen, aber es gibt auch Fälle, in de-
nen der Staatsrat nicht einverstanden ist. Das war zuletzt
2017 bei der Reform des Gemeindebeamtenstatuts der Fall.

Ein „Vetorecht" also, dass allerdings nur aufschiebend ist: die
einzige Konsequenz ist, dass das Parlament zu einer weite-
ren Abstimmung innerhalb von drei Monaten schreitet.

Die ganzen Prozeduren dienen dazu, die Rechtssicher-
heit der Texte zu stärken - im Interesse jeder Bürger. Be-
steht doch ein Verdacht der Non -Konformität, etwa mit
der Verfassung, kann das Verfassungsgericht mit der Übe-
rprüfung befasst werden. Einst kamen solche Fälle vor den
Ausschuss für Streitsachen des Staatsrats. Doch das be-
rühmtes „Procola"-Urteil des Straßburger Menschen-
rechtsgerichtshofs führte 1996 zu einer grundlegenden
Reform des Staatsrats und der Schaffung einer eigenen
Verfassungsgerichtsbarkeit. Die letzte Reform der Hohen
Körperschaft bislang geht auf 2017 zurück Dabei standbe-
sonders die Anpassung der Zusammensetzung des Gremi-
ums an die verschiedenen politischen Strömungen im Par-

lament im Vordergrund. Diese Berücksichtigung führte
auch zu einer Herabsetzung der Maximaldauer der Zuge-
hörigkeit am Staatsrat von 15 auf 12 Jahre.

Die Hohe Körperschaft bekam auch das Recht, Verhal-
tensregeln festzulegen, einen Überwachungsausschuss

zu schaffen und Disziplinarmaßnahmen zu treffen. Fer-
ner sind seither die Abstimmungsergebnisse zu den Gut-
achten öffentlich. Allerdings bleiben die Namen der Vo-
tanten genau wie die der Berichterstatter weiterhin
streng vertraulich. Das sorgt immer mal wieder für Kritik
an der „Schatten-" oder „Dunkelkammer" Staatsrat. In

der Kritik steht auch regelmäßig die Nominierungsproze-
dur für die Mitglieder im Staatsrat. Manche wollen das
lieber exklusiv der Abgeordnetenkammer überlassen.
Die nächste Reform soll noch in dieser Legislatur kom-
men. Der Ernennungsmodus der Mitglieder soll laut Ko-
alitionsvertrag nämlich kritisch geprüft werden. Außer-
dem empfehlen die Koalitionäre eine Aufstockung der
Mitgliederzahl, damit der Staatsrat seine zahlreichen
Aufgabenbesser erfüllen kann. CLAUDE KARGER





Regierung, „Chamber", Berufskammern und Gerichtsbarkelten:
mit ihnen arbeitet der Staatsrat besonders zusammen

LUXEMBURG

ist sein Zweck? Wie ist ,sei-'
ne Zusammensetzung? Wie
funktioniert er? Wir nehmen

den Neujahrsempfang des „Conseil d'Etat"
zum Anlass, um die Antworten auf diese und
andere Fragen zu geben.

Es war eine Premiere für die Hohe Kör-
perschaft, die gestern Nachmittag neben
dem Erbgroßherzog, der ja auch Mitglied des.
Staatsrats ist, Parlamentspräsident Fernand

Etgen, Premier Xavier Bettel, Vertreter der
Berufskammern sowie Mitglieder der Ge-
richtsbarkelten, eine Menge Abgeordnete

und Mitglieder des diplomatischen Korps
begrüßen konnte. Insgesamt 78 Gäste hatten
sich angemeldet.

Wichtige Verbindungen

Präsidentin Agny Durdu würdigte bei ihrer
Begrüßungsrede die enge Zusammenarbeit
mit dem Parlament sowie mit der Regierung.
Dass einige Minister sich Zeit nehmen, um
ihre Vorhaben in den Staatsratsausschüssen
vorzustellen sei eine positive Entwicklung,
so die Vorsitzende der Hohen Körperschaft,
die vor allem auch die enge Zusammenar-

beit mit den Gerichtsbarkelten unterstrich.
Sie seien oft als erste mit den Gesetztexten

konfrontiert, ihre Jurisprudenzen ausge-

sprochen wichtig für die Arbeit des Staats-
rats. Das seien auch die Gutachten der
Berufskammern von Handel, Handwerk,
Landwirtschaft, Staatsbediensteten und Ar-

beitnehmern im Privatsektor.

Einen besonderen Dank sprach Durdu für

die Staatsratsmitglieder und die Mitarbei-
ter der Hohen Körperschaft aus. Das hohe
Arbeitspensum benötige über die Fachkom-
petenz hinaus sehr viel Engagement. 2019
wurden übrigens 201 Ausschusssitzungen
gezählt, 21 Vollversammlungen und 14 öf-
fentliche Sitzungen.

0 Mehr: conseil-etat.publlc.lu

21 RÂT.E UND EIN ERBGROSSHERZOG

Zusammensetzung
des Staatsrats

Der Staatsrat setzt sich aus 21 Räten zu-
sammen, von denen mindestens elf einen

Master in Rechtswissenschaften besitzen

sollen. Nicht eingeschlossen in dieser Zahl

ist der Erbgroßherzog, der dem Staatsrat

ebenfalls angehören kann.

Ist im Staatsrat ein freigewordener Sitz neu
zu besetzen, erfolgt die Neubesetzung ab-
wechselnd entweder nach Vorschlag eines
Kandidaten durch die Regierung, nach Vor-
schlag eines Kandidaten durch die Abge-

ordnetenkammer oder nach Vorschlag ei-

nes Kandidaten durch den Staatsrat selbst.

Momentan setzt sich die Hohe Körperschaft

aus 20 Mitgliedern sowie Erbgroßherzog

Guillaume zusammen, da der langjährige
LSAP-Fraktionschef Alex Bodry, der das
Mandat von Romain Nati übernimmt,
voraussichtlich erst in der nächsten Woche

als neues Staatsratsmitglied vereidigt wird.
Mit Ausnahme des Erbgroßherzogs wird ein
Staatsrat für die Dauer von zwölf Jahren
ernannt; die entsprechende Altersgrenze
liegt bei 72 Jahren.

Nachstehend die aktuelle Besetzung
des Staatsrats (noch ohne Alex Bodry):
PRÄSIDENTIN .
Agny Durdu (Juristin)
VIZEPRÄSIDENTEN

Patrick Santer (Jurist)
Marc Schaefer (Lehrer)
RÄTE
Erbgroßherzog Guillaume,

Georges Wivenes (Jurist),
Lydie Lorang (Juristin),
Charles Lampers (Jurist), .
Martine Deprez (Professorin),
Christophe Schlitz (Jurist),
Luden Lux (früherer Gewerkschafter

und Politiker),
Alain Kinsch (Wirtschaftsprüfer),
Marc Thewes (Jurist),
Jeannot Nies (Jurist),

Dan Theisen (Erster Regierungsrat),
Hélose Bock (Juristin),
Marc Colas (Jurist),
Isabelle Schlesser (Adern -Direktorin),
Véronique Stoffel (Juristin),

Martine Lamesch (Juristin),
Yves Wagener (Jurist),
Deidre Du Bois (Jurist).

AUSSCHLUSS DER ÖFFENTLICHKEIT

Die Arbeit in den Ausschüssen
und in den Plenarsitzungen

Die Plenarsitzungen des Staatsrats finden
unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.
Hier werden sämtlichen Entwürfe zu Gut-

achten und Beschlüssen mit einer Mehr-
heit der Stimmen gebilligt, wobei jedes

Staatsratsmitglied hier eine abweichende

Meinung zur Beratung unterbreiten kann.
Die abweichenden Meinungen werden
dem Gutachten des Staatsrats dann mit
der Angabe der Zahl der Räte, die dafür

gestimmt haben, beigefügt.

In öffentlicher Sitzung nimmt die Ver-
sammlung indes zur Freistellung von der
verfassungsmäßig vorgesehenen zweiten

Abstimmung Stellung, die bei Gesetz-

entwürfen und Gesetzesvorlagen, die

vom Parlament angenommen wurden,
gewährt werden kann.
Auch wenn der Staatsrat zur Prüfung
spezifischer Angelegenheiten Sonderaus-

schüsse bilden kann, so verfügt er doch

über sieben ständige Ausschüsse:

• Ausschuss zu Verfassungs-
angelegenheiten

• Ausschuss zu
Rechtsangelegenheiten

• Ausschuss Soziales

• Ausschuss Kultur, Bildung, Forschung

und Medien

• Ausschuss Nachhaltige Entwicklung
und Infrastruktur

• Ausschuss Wirtschaft und Finanzen

• Ausschuss Organe und Einrichtungen

sowie Öffentliche Verwaltung



ZUSTÄNDIGKEITSBEREICHE

Die Aufgaben des Staatsrats

Der Staatsrat gibt Gutachten zu sämt-
lichen Gesetzentwürfen und Gesetzes-
vorlagen sowie den diesbezüglichen

Änderungsanträgen ab, wie ebenfalls zu
sämtlichen anderen Fragen, mit denen

er von der Regierung oder von Gesetzes

wegen betraut wurde.
Der Staatsrat befasst sich spätestens
dann mit einem Gesetzentwurf, wenn
dieser in der Abgeordnetenkammer
eingebracht wird.
Grundsätzlich muss im Parlament bei

allen Gesetzentwürfen und Gesetzes-

vorlagen zweimal über den gesamten
Gesetzestext abgestimmt werden.
Zwischen beiden Abstimmungen müssen
mindestens drei Monate liegen. Aller-
dings kann die Abgeordnetenkammer
auf eine zweite Abstimmung verzichten,

wobei dieser Verzicht jedoch erst mit der
Zustimmung des Staatsrats wirksam wird,
was meistens der Fall ist.
Im Allgemeinen lehnt der Staatsrat die
Freistellung von der verfassungsmäßig vor-
gesehenen zweiten Abstimmung nur dann

ab, wenn er der Auffassung ist, dass wich-

tige Gründe vorliegen, die seine Ablehnung
rechtfertigen, wie die Unvereinbarkeit des
angenommenen Textes mit Verfassungsbe-
stimmungen, mit internationalen Verträgen
einschließlich der europäischen Richtlinien
und Verordnungen, sowie mit der Rechts-

sprechung internationaler Gerichte oder mit

allgemeinen Rechtsgrundsätzen wie etwa
dem der Rechtssicherheit. Diese Ableh-

nung kommt im Prinzip bereits durch einen
„formellen Widerspruch" im Gutachten des

Staatsrats zum Ausdruck.



Staatsratspräsidentin Agny Durdu über Kommunikation,

Diskretion und volle Arbeitsprogramme
LUXEMBURG

CLAUDE KARGER

Zum ersten Mal veranstaltete der Staatsrat am Frei-
tagnachmittag einen Neujahrsempfang. Warum,

erklärte uns Präsidentin Agny Durdu in einem

Vorgespräch, in dem auch die Arbeit einer der äl-
testen Institutionen des Landes im Mittelpunkt stand.

Frau Durdu, zahlreiche Institutionen machen Neu-

jahrsempfänge, warum der Staatsrat erst jetzt?
AGNY DURDU Der Empfang ist ein Element in ei-

ner Kommunikationsstrategie, um zu zeigen, dass der

Staatsrat eine offene Institution ist, die mit zahlreichen
anderen Institutionen zusammenarbeitet: mit Parla-
ment und Regierung, aber auch mit der Justiz und den
Berufskammern, die ebenfalls Gutachten zu den Gesetz-

entwürfen anfertigen

und denen wir in un-

serer Arbeit Rechnung

tragen. Die Maximen
dieser Arbeit lauten
aber weiterhin Effizi-
enz und Diskretion.

A propos Diskretion:
was sagen Sie zu der
Kritik, der Staatsrat

sei eine Dunkelkam-
mer, da Entscheidun-
gen nicht transparent
sind? Die Öffentlich-
keit weiß ja nicht einmal, wer Berichterstatter der
verschiedenen Gutachten ist.

DURDU Niemand trifft Entscheidungen allein. Wir sind
ein kollegiales Organ, das zu prüfen hat, ob ein Entwurf
den geltenden rechtlichen Prinzipien und übergeordne-
ten Normen, vor allem der Verfassung entspricht. Rechts-
sicherheit ist unser aller Anliegen. Die Gutachten werden
von einem Berichterstatter vorbereitet, aber dann in den
Ausschüssen diskutiert und in der Vollversammlung wird
abgestimmt.

Bereits vor Einführung des Deontologiekodex 2015,
der die Mitglieder zu Vertraulichkeit, Unparteilichkeit,
Genauigkeit und Integrität verpflichtet, wurde besonders
darauf geachtet, jeglichen Interessenkonflikt zu vermei-
den. Es ist klar, dass ein hoher Beamter nicht an Texten
arbeitet, die in seinem Ministerium geschrieben werden,
das gleiche gilt aber auch für Mitglieder, die zum Beispiel
als Anwalt bei der Ausarbeitung eines Gesetzes zu Rate

gezogen wurden.

Und darüber wacht die Präsidentin?
DURDU Das ist eine ihrer Aufgaben. Sie ist aber auch,

im Zusammenspiel mit den Vizepräsidenten Patrick
Sauter und Marc Schaefer sowie Generalsekretär Marc
Besch für die interne Organisation und die Kommunika-
tion verantwortlich.

Wie viele Mitarbeiter zählt denn der Staatsrat?
DURDU Derzeit sind es 21, also genau so viele wie Mit-

glieder. Meist sind es Juristen. In den letzten Jahren wur-
de der Personalbestand aufgestockt, um dem steigenden
Arbeitsvolumen Rechnung zu tragen.

Wie viele Gutachten wurden im vergangenen Jahr
angefertigt?

DURDU Es waren 158 Gutachten zu Gesetzentwürfen,

136 zu Entwürfen für großherzogliche Bestimmungen,

sieben zu Gesetzvorschlägen und drei im Rahmen der Ver-

fassungsreform. Zwischen September 2018 und Juli 2019
musste der Staatsrat übrigens insgesamt 266 „oppositions
formelles" aussprechen, weil Teile von Entwürfen nicht
übergeordneten Rechtsnormen entsprachen.
Welche Gesetzentwürfe haben Sie in den vergange-
nen Jahren am meisten geprägt?

DU RDU Für mich waren die Arbeiten an der Verfassungs-
reform am interessantesten. Trotz des Umstands, dass
nun keine große Revision kommt, befassen wir uns weiter
damit; insbesondere mit den Bemerkungen der Venedig -
Kommission, des Konsultativorgans des Europarats zu
Verfassungsfragen. Ansonsten haben uns im vergangenen
Jahr die Reformen des Notarberufs, des Insolvenzrechts,
die Gesetze gegen Geldwäsche und die Reform des Waffen-
gesetzes besonders beschäftigt. Momentan liegen zahlrei-
che Entwürfe für die Ausweisung von Naturschutzzonen
vor. Bis Ostern werden die Gutachten über die Entwürfe
zum Denkmalschutz, zur Bodenverwaltung und zum „Re-
membrement" viel Arbeit benötigen.

Sie sind erst die zweite Frau an der Spitze des Staats-

rats. Wie weit sind wir noch von der Geschlechtergleich-
stellung in der Hohen
Körperschaft entfernt?

DURDU Ob Frau, ob
Mann, hier kommt es vor
allem auf die Kompeten-

zen an. Momentan sind
ein Drittel der Mitglieder
Staatsrätinnen, wie es das
Gesetz verlangt. Vielleicht
sind es künftig mehr.



Welche Akzente wol-
len Sie unter ihrer

Präsidentschaft noch
setzen?

DURDU Wie gesagt für mehr Offenheit sorgen. Mir ist
aber vor allem der Beitrag des Staatsrats zu einer Versach-
lichungvon Diskussionen wichtig. Unsere Gutachten sind

manchmal wichtig, um die Politik zu ermahnen, auf den

Boden der Tatsachen zurück zu kommen. Insgesamt finde
ich in unserer schnelllebigen Zeit, dass wir öfter in Ruhe
ausgeglichen über Anliegen diskutieren sollten. Fanatis-
mus und Panikmache sind immer schlechte Berater.

Haben Sie mit der Politik definitiv abgeschlossen?
DURDU Mit der Kommunalpolitik auf jeden Fall. Aber

vor Überraschungen ist man nie gefeit. •
ZUR PERSON

Agnès Durdu
Die 55 -jährige Rechtsanwältin mit
Spezialisierung auf Europarecht

war lange Jahre Bürgermeisterin

ihrer Heimatgemeinde Wintger und

von 1994 bis 2004 Abgeordnete

der Demokratischen Partei, deren
Generalserektärin sie auch war.

2006 wurde sie anstelle des aus-
geschieden Carlo Meintz (DP) zum
Mitglied der Hohen Körperschaft
ernannt, deren Vizepräsidentin

sie seit Juni 2015 war. Nach dem

Ausscheiden von Georges Wiwe-

nes (CSV) wurde sie zum 1. April
2019 Vorsitzende des Staatsrats,
als zweite Frau in der Geschichte

der Institution nach Viviane Ecker

(LSAP) 2014. Ihr dreijähriges Prä-

sidentenmandat wird sie allerdings
nicht bis zum Ende führen können,
denn im März 2021 muss sie aus
der Hohen Körperschaft ausschei-

den, da sie dann die maximale
Zugehörigkeitsdauer von 15 Jahren
erreicht hat. Mit der Staatsratsre-

form von 2017 war diese Dauer auf

12 Jahre reduziert worden, eine

Bestimmung, die sich allerdings
lediglich auf Mitglieder anwendet,
die nach der Reform in die Hohe
Körperschaft ernannt wurden.



Premier Bettel und Kommissionspräsidentin von der Leyen treffen sich zu einer Arbeitsvisite
Luxemburg. „Wir kennen uns seit
Langem", erklärte die neue EU -
Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen gestern bei der ge-
meinsamen Pressekonferenz mit
Premierminister Xavier Bettel
(DP). Bei dem. Treffen der beiden
Politiker war die Atmosphäre denn
auch ausgesprochen herzlich.

Womöglich lag das aber auch
daran, dass die Kommissionsprä-
sidentin und der luxemburgische

Regierungschef in Bezug auf die
europäische Politik in vielen
Punkten auf einer Linie liegen. Et-
wa beim Klimaschutz. Von der
Leyen und Bettel begreifen die an-
gestrebte Energiewende nicht nur
als Herausforderung, sondern auch
als Chance. Eine Chance sei der
„Green Deal" auch deshalb, weil
durch das millionenschwere Maß-
nahmenpaket viel Geld in neue
Technologien investiert werde.

Bei dem zweiten großen Thema
der Unterredung, dem EU -Finanz-
rahmen, gab es dann einige Dis-
sonanzen. Premier Bettel hält die
aktuell vorliegenden Haushalts-
pläne der Kommission für „unre-
alistisch", weil nicht ambitiös ge-
nug. Daher seien sie auch „unver-
einbar mit der gemeinsamen po-
litischen Agenda": „Wer mehr tun
will, braucht auch mehr Geld", so
sein Fazit.

Anschließend ging es dann vom
Regierungsviertel weiter zum Eu-
ropaviertel in Kirchberg: Am Eu-
ropäischen Gerichtshof wurde
gestern Mittag die EU -Kommissi-
on offiziell vereidigt, dies im Bei-
sein von Großherzog Henri, der
Ursula von der Leyen am Morgen
in Audienz empfangen hatte. DS



Kommissionspräsidentin von der Leyen und Premier Bettel
beim Klimaschutz und beim EU -Haushalt fast auf einer Linie

Von Dani Schumacher
Noch bevor Ursula von der Leyen
und die 26 Kommissare und Komm-
missarinnen am Europäischen Ge-
richtshof ihren offiziellen Amtseid
ablegten, traf die neue EU -Kom-
missionspräsidentin gestern Mor-
gen mit Premierminister Xavier
Bettel (DP) zusammen. Die bei-
den Politiker kennen sich „seit lan-
gem", dementsprechend gut war
denn auch die Atmosphäre bei der
Unterredung im Hôtel de Bour-
gogne und bei der anschließenden
Pressekonferenz.

Die Gespräche drehten vor al-
lem um die Themen Klimaschutz
und Finanzen. Beim Klimaschutz
bescheinigte von der Leyen Lu-
xemburg eine ehrgeizig Agenda,
mit einer Reihe von „mutigen
Schritten". Lob gab es vor allem für
den geplanten kostenlosen öffent-
lichen Personennahverkehr. Lu-
xemburg komme durch dieses
Projekt eine „Vorbildfunktion` zu,
meinte die Kommissionspräsi-
dentin. Sie hofft, dass die Idee in
der EU viele Nachahmer findet.

Von der Leyen betonte noch
einmal, dass die Kommission „er-
hebliche Mittel" für das Klimapa-
ket und die Energiewende bis 2050
bereitstellen werde. Wie viel Geld
sie für ihren „Green Deal" an die
Hand nehmen will, verriet sie
nicht. Erste Details will sie heute
bekannt geben. Für von der Leyen
ist der „Green Deal" weit mehr als
ein Maßnahmenpaket im Kampf
gegen den Klimawandel. Es han-
dele sich auch um eine neue
„Wachstumsstrategie", durch die
die EU zum „Exporteur des Wis-
sens in den neuen Technologien
wird".

Herausforderung und Chance

Beim Klimaschutz liegen von der
Leyen und Bettel auf einer Linie.
Das Ziel der CO2 -Neutralität bis
2050 sei zwar eine Herausforde-
rung, meinte der Premier. Doch
genau wie die Kommissionspräsi-
dentin sieht er wegen der hohen
„Investitionen in neue Technolo-
gien" auch große Chancen. Der
weiteren Nutzung der Atomener-
gie erteilte er eine klare Absage.
Die Nuklearenergie sei kein pro-
bates Mittel, um die Energiewen-
de zu bewerkstelligen, denn sie sei
weder nachhaltig noch sicher und
kostengünstiger sei sie auch nicht.
Bettel setzt stattdessen aus-
schließlich auf erneuerbare Ener-
giequellen. .

Nicht ganz so harmonisch ging
es beim Thema EU -Finanzrahmen
zu. Während Bettel der ursprüng-
lichen Vorlage der EU -Kommis-
sion einiges abgewinnen kann, sind
die nun vorliegenden Vorschläge
seiner Meinung nach „unrealis-
tisch, nicht ambitiös und unver-
einbar mit der gemeinsamen po-
litischen Agenda". Denn ohne ein
„ambitiöses europäisches Budget"
für den Klimaschutz, die Digitali-
sierung und die Forschung bleibe
der gemeinsame Markt Flickwerk.
Bei vielen Themen - etwa bei der
Migrationspolitik - herrsche in den -meisten Ländern die Meinung vor,
dass mehr getan werden müsse.
„Doch wenn man mehr tun will,
braucht man auch mehr Geld", so
der Premier.

Auch für die Verwaltung der
Union müssten die erforderlichen
Mittel bereit gestellt werden, for-
dert der luxemburgische Regie-

rungschef. Zwei Milliarden, wie
aktuell vorgeschlagen, würden für
eine moderne, effiziente Verwal-
tung nicht ausreichen. Die Komm-
missionspräsidentin griff die Kri-
tik auf und zeigte sich „sehr dank-
bar", dass Bettel das Problem beim
EU -Finanzrahmen „auf den Punkt"
gebracht habe. Neben den klassi-
schen Bereichen wie etwa die Ko-
häsions- oder die Gemeinsame
Agrarpolitik müsse in den nächs-
tén Jahren vor allem in die Mo-
dernisierung der EU investiert
werden. Dazu gehört ihrer Mei-
nung nach auch der Mitarbeiter-
stab der Kommission. Die EU
brauche „gutes Personal", um gut
zu funktionieren. Es müsse in die
Mitarbeiter investiert werden, da-
mit die Kommission den Erwar-
tungen der europäischen Bürger
auch gerecht werden könne.

Ein weiteres Thema der Ge-
spräche war der Brexit. Wie von
der Leyen betonte, müsse Groß-
britannien nun entscheiden, wie
„nahe oder wie weit entfernt es
vom größten Binnenmarkt der
Welt" sein wolle. Auf Basis dieser
Entscheidung würden dann die
weiteren Verhandlungen geführt.
Je stärker das Land sich an die EU -
Regeln anpasse, desto leichter
werde der Zugang zum Binnen-
markt.• Wenn man mehr• tun will, braucht
man auch mehr
Geld.
Premier Xavier Bettel



ARBEITSBESUCH EU -Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in Luxemburg

Guy Kemp
Die EU -Kommission wird
heute erstmals Zahlen zu
ihrem großen Projekt, dem
„European Green Deal",
präsentieren. Bei ihrem Be-
such gestern in Luxemburg er-
klärte EU -Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen,

dass bis zum Jahr 2030 eine
Billion (1.000 Milliarden) Euro
an Investitionen in der EU für
den Klimaschutz aufgewandt
werden sollen.
Die EU -Kommissionspräsidentin
verband gestern das Notwendige
mit dem Nützlichen und absol-
vierte vor der Vereidigung ihres
Kollegiums am Nachmittag am
Europäischen Gerichtshof einen
Arbeitsbesuch in Luxemburg.
Dabei kam sie, neben einem Emp-
fang im großherzoglichen Palast,
mit dem luxemburgischen Premi-
erminister Xavier Bettel zusam-
men. Die Klimaschutzpläne der
EU -Kommission sowie der mehr-
jährige EU -Haushalt für die Jahre
2021 bis 2027, dürfte die beiden
am meisten beschäftigt haben.

Bei ihrem letzten Gipfeltreffen
im Dezember in Brüssel hatten
sich die EU -Staats- und Regie-
rungschefs darauf geeinigt, die EU
bis zum Jahr 2050 zu einer klima-
neutralen Region zu machen. Das
bedeutet, dass bis dahin sämtliche
Treibhausgase entweder vermie-
den oder auf irgendeine Weise
kompensiert werden.

Dass dafür viel Geld in die
Hand genommen werden muss,
hatte vor einigen Wochen nicht
zuletzt Polen deutlich gemacht,
dessen Regierungschef Mateusz
Morawiecki sich den Plänen sei-
ner EU -Partner nicht sofort an-
schließen konnte. Denn das Land
bezieht seinen Strom zu 80 Pro-
zent aus eigenen Kohlekraftwer-
ken. Die Polen erwarten daher,
dass der gewünschte Strukturwan-
del und Ausstieg aus der Kohle
hauptsächlich von Brüssel finan-
ziert wird.

In Luxemburg zumindest fand
Ursula von der Leyen Unterstüt-
zung für ihren Kurs. „Mein Kom-

pliment und mein Respekt für die
luxemburgische Entscheidung,
mutige Schritte zu unternehmen",
so die Kommissionspräsidentin.
Ursula von der Leyen zeigte sich
insbesondere beeindruckt von den
Plänen der luxemburgischen Re-
gierung, den öffentlichen Perso-
nennahverkehr den Nutzern
kostenlos zur Verfügung zu stel-
len. Das Land nehme damit eine
„Vorbildfunktion" ein, der andere
folgen sollten, so die Kommissi-
onspräsidentin. Zudem hob sie
das luxemburgische Finanzzent-
rum hervor, das „Vorreiter bei der
Klimafinanzierung" sei.

Beide gehen den Umbau im
Hinblick auf 2050 offensiv an. Xa-
vier Bettel sieht in den Klimaplä-
nen nicht nur Einschränkungen,
sondern auch „Möglichkeiten und
Chancen". Eine Chance bestehe
darin, in säubere Technologien zu
investieren und diese zu exportie-
ren, ergänzte von der Leyen. Dies
sei zwar mit „erheblichen Investi-
tionen" verbunden, doch betrach-
tet die Kommissionspräsidentin
dies als „die europäische Wachs-
tumsstrategie" schlechthin.

Heute wird die EU -Kommission
unter anderem den sogenannten
„Just Transition Mechanism" vor-
stellen, einen zum Teil mit EU -
Geldern ausgestatteten Fonds,
über den die Regionen in der EU
unterstützt werden sollen, die am
stärksten von den anvisierten Ver-
änderungen betroffen sein wer-
den. Xavier Bettel erklärte in
diesem Zusammenhang zum wie-
derholten Male, dass Luxemburg
gegen die Verwendung von EU -

Geldern zum Ausbau der Atom-
energie sei. Länder wie Tschechien
setzen auf den Bau neuer Atom-
kraftwerke, um ihre CO -Emissio-
nen zu reduzieren. Bettel hingegen
bevorzugt erneuerbare Energien.
Zu den Gesprächen über den
mehrjährigen EU -Haushalt hatten
beide nur einige punktuelle Be-
merkungen parat.
So zeigte sich Ursula von der Ley-
en „sehr dankbar für die luxem-
burgische Position" was den
„Modernisierungsteil" der Budget-

planung anbelangt. Xavier Bettel
hatte neben dem Klimaschutz die
Digitalisierung und die Forschung
als jene Bereiche hervorgehoben,
die aus luxemburgischer Sicht pri-
oritär mit EU -Geldern finanziert
werden sollten. Allerdings meinte
der Premier, dass die „aktuellen
Vorschläge nicht realistisch" seien.
Dabei bezog sich der Premiermi-
nister auf die im Dezember vorn
damaligen finnischen EU -Ratsvor-
sitz vorgelegten Zahlen.
Insbesondere wiederholte er seine
Mahnung, dass es nicht zu Einspa-
rungen bei den europäischen
Beamten kommen dürfe. Die EU -

Verwaltung brauche ausreichend
fähiges Personal, um die anstehen-
den Herausforderungen angehen
zu können.
Die Kommissionspräsidenten
nahm den Ball auf und erklärte,
dass ihr als deutsche Verteidi-
gungsministerin über 60.000
Beamte zur Verfügung standen.
Die EU -Kommission zähle hinge-
gen nur 32.000 Mitarbeiter.
Ursula von der Leyen erwartet

sich, dass die Diskussionen über
die Finanzplanung „sehr intensiv"
sein werden. Mit einer Spur von
Erleichterung wies sie darauf hin,
dass der EU -Ratspräsident Charles
Michel gemeinsam mit der neuen
kroatischen Râtspräsidentschaft
„die Verantwortung übernommen
hat", die Verhandlungen zwischen
den EU -Staaten für die mehrjähri-
ge Finanzplanung zu führen.
Schließlich beschäftigten sich

beide noch mit dem Brexit. Dazu
meinte die EU -Kommissionspräsi-
dentin lediglich, dass sich die bri-
tische Regierung nun entscheiden
müsse, „wie nahe oder entfernt sie
vom größten Binnenmarkt der
Welt" sein wolle.

Je mehr europäische Regeln
Großbritannien einhalten wolle,
desto näher sei das Land am Bin-
nenmarkt und umgekehrt, gab Ur-
sula von der Leyen als Richtschnur
für die nach dem 31. Januar begin-
nenden Gespräche über die künf-
tigen Beziehungen zwischen der
EU und dem Vereinigten König-
reich an.



EU -Kommissionschefin von der Leyen und Premier Bettel sind sich in vielem einig
LUXEMBURG

PASCAL STEINWACHS

Ri und sechs Wochen nach ihrem Amts-

antritt wurden EU -Kommissionsprä-

sidentin Ursula von der Leyen und

'hre 26 Kommissare gestern Nach-
mittag im Rahmen einer Feierstunde vor dem
Europäischen Gerichtshof -offiziell vereidigt.
Im Vorfeld hatte die Kommissionschefin, die
sich momentan auf einer Tournee durch die

Hauptstädte der EU befindet, aber noch ein Ar-

beitstreffen mit Premierminister Xavier Bettel,
nachdem sie zuvor schon von Großherzog Henri

in Audienz empfangen worden war.

Großes Lob für Luxemburg
Im Mittelpunkt der Gespräche zwischen Ur-
sula von der Leyen und Xavier Bettel standen
indes der Klimaschutz, der Brexit sowie die

EU -Finanzplanung.
Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit

Bettel gab die neue EU -Kommissionschefin
aber erst einmal an, wie sehr sie von unseren
Land, aber auch von unserem Regierungschef,
den sie seit vielen Jahren kenne, angetan sei.
Wenn es ein Land gebe, das europäisch sei, dann
sei dies Luxemburg, was sie in den vergangenen
Wochen und auch heute wieder gespürt habe.

Es sei einfach schön, an diesem besonderen

und feierlichen Tag in dieser „unglaublich ma-
lerischen Hauptstadt" zu sein. Luxemburg brin-
ge auf den Punkt, was Europa auch im Großen
darstelle, nämlich eine jahrhundertealte Ge-

schichte, ein Schmelztiegel von Nationalitäten
und Sprachen sowie eine hochmoderne Stadt.
So würden die bestem Talente Europas hier ar-
beiten und auch leben wollen.

Im Zusammenhang mit dem Kampf ge-
gen den Klimawandel und dem europäischen

„Green Deal" lobte von der Leyen Luxemburg
für seine ehrgeizig Agenda und seine mutigen
Schritte, so wie zum Beispiel die Einführung
des kostenlosen öffentlichen Transports, also

den Worten tatsächlich auch Taten folgen zu
lassen. Hier nehme Luxemburg eine Vorbild-
funktion ein, und sie hoffe, dass viele dem lu-
xemburgischenVorbild folgen würden. Auch sei

der Luxemburger Finanzplatz Vorreiter bei der
Klimafinanzierung gewesen.

Die EU -Kommission will bis 2030 dann auch

nicht weniger als eine Billion Euro - das sind

tausend Milliarden (!) - für den Klimaschutz mo-
bilisieren, wobei die Pläne, wie das Geld genau
zusammenkommen soll, am heutigen Dienstag
vorgestellt werden sollen. Die erforderlichen

Milliardeninvestitionen bezeichnete von der
Leyen gestern als europäische Wachstumsstra-
tegie und als einmalige Chance, in saubere Tech-
nologien zu investieren, und damit in diesem Be-
reich ein „Exporteur des Wissens" zu sein.

Da die ehrgeizigen Klimaschutzpläne aller-.
dings auch von einer Einigung der EU -Staaten
auf einen neuen Haushaltsrahmenplan für die
Jahre 2021 bis 2027`abhängig sind, und einige
EU -Mitgliedstaaten weit weniger Geld geben
als von der EU-Kommissionl verlangt für den
neuen Finanzrahmen aufbringen wollen; freut
sich von der Leyen über die Luxemburger Posi-
tion, die ganz klar auf den Punkt -gebracht habe,
dass es neben den klassischen Bereichen wie
der Kohäsions- oder der Landwirtschaftspolitik
auch die Modernisierung gebe, der eine wichti-
ge Bedeutung bekommen müsse. Diese Diskus-
sionen würden allerdings sehr intensiv werden.

Wie Xavier Bettel diesbezüglich unterstrich,
seien die EU -Prioritäten beim Klima und beim

digitalen Wandel dann auch nicht umsetzbar,

ohne ein ambitioniertes Budget. Inakzeptabel

sei auch die Forderung, in der EU -Verwaltung
Milliarden einzusparen, denn wenn man sich
große Ziele gesetzt habe, dann müsse man sich
auch die nötigen Mittel geben, so Bettel.

Dann bemerkte die Kommissionschefin auch
noch an, dass sie als deutsche Verteidigungsmi-
nisterin über 60.000 Beamte in ihrer Verwal-
tung verfügt habe, derweil die ganze EU aber

nur auf 32.000 Beamte zurückgreifen könne,
die dann auch entsprechend gut sein müssten.

Über den Brexit gesprochen wurde natürlich
auch, wobei die Briten unsere Freunde seien, wie -

von der Leyen unterstrich, aber nun müsse man
eben neue Wege miteinander gehen. Es obliege
aber Großbritannien, wie nah oder wie fern sie
dem größten Binnenmarkt der Welt sein wollen.

Von der Leyen begrüßt Waffenruhe in Libyen

Beim anschließendenFrage-und-Antwort-Spiel
wurde Ursula von der Leyen auch zur Feuerpau-

se in Libyen befragt, die sie begrüßte. Es sei gut,
dass es eine Waffenruhe gäbe, so die frühere
deutsche Verteidigingsministerin zur Initiative
der Türkei und Russlands. Von der Leyen unter-
strich dabei, dass auch die EU und ihre Mitglied-
staaten viele Gespräche geführt hätten. Es laufe
eine Menge Diplomatie, so von der Leyen. Eine
Feuerpause sei nur ein erster Schritt. Nötig sei

jedoch ein langfristiger Prozess der Aussöhnung

unter Führung der Vereinten Nationen... •

VON DER LEYENS
PLÄNE FÜR EURPA
Von Arbeitslosenversicherung
bis zukunftsfähige Wirtschaft
Ihre politischen Leitlinien hatte Ursula von
der Leyen bereits am 16.Juli des letzten
Jahres nach ihrer Wahl im Europapar-
lament vorgestellt, ihr Amt nahm sie

allerdings erst am 1. Dezember auf. Die

neue EU -Kommissionspräsidentin hat
einen umfassenden und für alle Bürger
spürbaren Wandel in Europa versprochen.

„EIN EUROPÄISCHER GREEN DEAL"

Von der Leyen will Europa zum ersten
klimaneutralen Kontinent machen. Der
europäische „Green Deal" soll die euro-
päische=Wirtschaft bis 2050 klimaneutral
umbauen - bis dahin sollen alle Treib-
hausgase vermieden, gespeichert oder

ausgeglichen werden.

„EINE WIRTSCHAFT, DEREN RECHNUNG

FÜR DIE MENSCHEN AUFGEHT"

Von der Leyen will innerhalb der ersten
100 Tage ihrer Amtszeit die Grundlage

'dafür legen, dass jeder Arbeitnehmer in
der EU künftig einen gerechten Mindest-
lohn erhält. Zudem kündigt sie einen Vor-
schlag für eine europäische Arbeitslosen-

rückversicherung sowie die Unterstützung
einer EU -Garantie gegen Kinderarmut an.

„EIN EUROPA, DAS FÜR DAS DIGITALE

ZEITALTER GERÜSTET IST"

Von der Leyen will zügig ein Konzept für
den Umgang mit künstlicher Intelligenz
vorschlagen. Um sich besser gegen Ge-
fahren der Netzwelt zu wappnen, soll eine



gemeinsame Cyber-Unit geschaffen wer-
den. Zudem will sie sich für gemeinsame
Normen für neue Technologien einsetzen.

„SCHÜTZEN, WAS EUROPA AUSMACHT"

Von der Leyen will einen ergänzenden
Mechanismus zur Wahrung der Rechts-
staatlichkeit in der EU unterstützen,

der unionsweit greift und eine jährliche

objektive Berichterstattung durch die

Europäische Kommission vorsieht. Zudem

unterstützt sie den Vorschlag, die Vergabe

von EU -Mitteln künftig an die Einhaltung

von Rechtsstaatsstandards zu knüpfen. In
der. Flüchtlingspolitik wirbt sie für starke
Grenzen und ein Neuanfang in
der Migrationspolitik.

„EIN STÄRKERES EUROPA

IN DER WELT"

Von der Leyen will eine globale Führungs-

rolle für EU und dazu energisch auf eine

echte europäische Verteidigungsunion
hinarbeiten.

„NEUER SCHWUNG FÜR DIE DEMOKRA-

TIE IN EUROPA"

Von der Leyen will die Bürger bei einer
Konferenz zur Zukunft Europas zu Wort
kommen lassen. Sie soll 2020 beginnen
und zwei Jahre laufen. Zudem sichert
sie dem Europaparlament eine stärkere
Mitwirkung zu. LJ



Großherzogtum verbietet als erstes Land in Europa ab dem 1. Januar 2021 den Einsatz von Glyphosat
Von Klimawandel über den Ver-
lust von Biodiversität bis zur Was-
serqualität, es gab in den vergan-
genen Monaten und Jahren kaum
eine Diskussion im Umweltbe-
reich, bei welcher die Landwirt-
schaft nicht im Fokus gestanden
hätte. Oftmals wurde und wird da-
bei mit dem Finger auf die Bauern
als Verursacher der Probleme ge-
zeigt.

Vor diesem Hintergrund ver-
kündete Landwirtschaftsminister
Romain Schneider (LSAP) gestern
auf einer Pressekonferenz, dass
Luxemburg ab dem 1. Januar 2021
als erstes Land in Europa den Ein-
satz und Verkauf des Pflanzen-

schutzmittels Glyphosat verbieten
wird. Dies sowohl für Privatper-
sonen, Unternehmen als auch
landwirtschaftliche Betriebe.
Händler und Hersteller seien im
Oktober 2019 informiert worden.

Der Minister hob die konstruk-
tive und offene Zusammenarbeit
zwischen Ministerium und Akteu-
ren aus dem Landwirtschaftssek-
tor hervor. Eine Mehrheit der Be-
triebe, 592 von 1005, verzichte be-
reits heute freiwillig auf den Ein-
satz von Glyphosat. Um sie dazu
zu ermutigen, erhalten sie vom
Ministerium im Rahmen der Land-
schaftspflegeprämie finanzielle
Zuwendungen. Diese belaufen sich
auf 30 Euro pro Hektar für Bauern

und 50 Eûro pro Hektar für Win-
zer und 100 Euro für Obstbauern.
Der Bereich des Weinanbaus ver-
zichte bereits jetzt, komplett auf
den Einsatz von Glyphosat. Dies
bringt den Winzern eine zusätzli-
che Prämie von 500 bis 550 Euro
pro Hektar, wobei die Steillage des
Hangs entscheidend ist.

Schneider unterstrich auch, dass
intensiv nach Alternativen ge-
forscht werde. Diese bestünden
sowohl in mechanischen Lösun-
gen, wie dem verstärkten Einsatz
von Pflügen, als auch in verän-
derten Fruchtfolgen.

Bisher werden in der luxem-
burgischen Landwirtschaft in et-

wa 13,6 Tonnen Glyphosat pro Jahr
eingesetzt, was laut Schneider un-
gefähr dem europäischen Durch-
schnitt entspreche. Ob sich die Be-
triebe an das Verbot halten, wird
ab kommendem Jahr im Rahmen
der üblichen Kontrollen über-
prüft. Doch auch der Einsatz an-
derer Pestizide soll sinken. Bis
2030 wird eine Reduktion von 50
Prozent angestrebt.

Schneider äußerte die Hoff-
nung, dass andere Länder dem lu-
xemburgischen Beispiel schnell
folgen werden, im Fall von Belgi-
en, Frankreich und Österreich sei
dies auch realistisch. MaH



Leitartikel

Von Dani Schumacher

EHenne Schneider zieht sich (vorerst) ins Privat-
leben zurück. Alex Bodry wechselt in den
Staatsrat. Nicolas Schmit ist EU -Kommissar. Der
LSAP sind innerhalb kürzester Zeit drei ihrer

politischen Schwergewichte abhandengekommen. Und die
Parteigranden jean Asselborn und Mars Di Bartolomeo
werden nicht mehr ewig dabei sein. Ob sie wollen oder
nicht: Die Sozialisten müssen sich neu aufstellen.

Mit Franz Fayot als Wirtschaftsminister, Paulette Lenert
als Gesundheitsministerin, Georges Engel als Fraktionschef
und Francine Closener als möglicher Präsidentin steht eine
neue Generation in den Startlöchern. Auf ihren Schultern
liegt eine enorme Last. Denn die Sozialisten haben ein
Problem. Ihr Spitzenpersonal war zwar laut Umfragen im-
mer sehr beliebt, doch mit ihrer Politik konnten sie nur
bedingt punkten. Trotz einer guten Bilanz mussten sie bei
den Wahlen 2018 deutliche Verluste hinnehmen. Es ist der
Partei nicht gelungen, die Wähler von ihren Verdiensten
zu überzeugen. Die LSAP hat sich unter Wert verkauft.

Die Partei hat aber nicht nur ein Imageproblem. Zwi-
schen Liberalen und Grünen wird die Luft für den Wahl-
verlierer LSAP in dieser Legislaturperiode dünn. Wenn die

Partei einen Ausweg aus der
Zwickmühle finden will, muss
sie ihr Profil schärfen. Die
Wähler - aber auch die eigene
Basis - wollen wissen, wofür
die LSAP steht. Zurzeit ist dies
kaum zu erkennen. Seit Okto-
ber 2018 hat die Partei wenig

Spuren hinterlassen, einmal
abgesehen von der Anhebung
des Mindestlohns und den zu-
sätzlichen Urlaubstagen.

An Möglichkeiten, sich zu profilieren, mangelt es in den
kommenden Monaten wahrlich nicht. Die Steuerreform,
die Wohnungsnot oder die Klimapolitik sind Themen, die
sich hervorragend eignen, um eigene Akzente zu setzen.
Doch es wird für die Sozialisten nicht einfach werden, der
Politik in diesen drei Königsdisziplinen ihren Stempel auf-
zudrücken. In der Steuer- und in der Wohnungsbaupolitik
tun sich zwischen Sozialisten und Liberalen abgrundtiefe
Gräben auf, in der Klimapolitik lassen sich die grünen
Platzhirsche nur ungern in die Suppe spucken.

Mit Dan Kersch als designiertem Vizepremier sitzt
demnächst ein LSAP-Mann im Führungstrio der Regierung,
dem die Quadratur des sozialistischen Kreises gelingen
könnte. Er hat schon öfters bewiesen, dass er sich durch-
setzen kann, dass er seine Projekte durchboxt, egal, wie
stark ihm der Wind ins Gesicht bläst, Stichwort Rettungs-
wesen, Gemeindefinanzen oder Kirchenfonds.

Kersch gehört dem linken Parteiflügel an, die LSAP
könnte also durchaus einen Linksruck hinlegen. Doch soll-
te es der LSAP-Regierungsmannschaft unter seiner Regie
in den kommenden Monaten gelingen, in den wichtigsten
Dossiers klar erkennbare sozialistische Duftmarken zu

setzen, tut sich ein neues Problem auf: Denn je schärfer
das sozialistische Profil wird, desto größer wird auch die
Gefahr, dass das eh schon labile Dreierbündnis Risse be-
kommt. Die LSAP muss also die richtige Balance zwischen
Selbstfindung und Koalitionsraison finden, denn Steuern,
Logement und Klima haben eine Sprengkraft, an der diese
Regierung scheitern könnte.
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Luxemburg investiert massiv in Hochleistungscomputer
Von Thomas Klein
Luxemburg. Was passiert im Ge-
bäude, wenn es brennt? Diese Fra-
ge ist nicht nur für die Genehmi-
gung eines Bauvorhabens ent-
scheidend, sondern auch für Her-
steller von Gebäudekomponenten
wie den Stahlproduzenten Arce-
lorMittal.

Um diese Komponenten im Hin-
blick auf die Feuersicherheit zu
verbessern, erstellt die For-
schungsingenieurin Marion Char -
lier für den Stahlriesen Szenarien,
die darstellen, wie sich das Feuer
in offenen Großbauten ausbreitet,
wie sich der Rauch verteilt und
welche Bauelemente der größten
Hitzbelastung ausgesetzt sein wer-
den. „Wir haben zunächst eine Rei-
he von Feuerexperimenten durch-
geführt. Das kann aber nicht be-
liebig wiederholt werden und führt
aber zu limitierten Resultaten", er-
klärt sie. Daher entwickelte sie
Computermodelle, mit denen sie
verschiedene Feuerszenarien be-
rechnen konnte. Das brachte um-
fangreiche Resultate hervor, über-
forderte aber die vorhandenen Re-
chenkapazitäten des Unterneh-
mens. „Die ersten Simulationen, die
wir durchgeführt haben, dauerten
zum Beispiel drei Wochen - für ein
einziges Szenario", erklärt Char -
lier. Deshalb entschloss sich das
Entwicklungsteam, seine Modelle

-über den Hochleistungsrechner der
Universität Luxemburg laufen zu
lassen. Damit verkürzten sie die
Rechenzeit für jedes Szenario auf
gerade mal drei Tage.

'-ti:lita3e Prointypen

Das Beispiel macht deutlich, in
welche Richtung sich Forschung
und Entwicklung in Unternehmen
entwickeln werden. Immer mehr
Forschungsabteilungen werden in
den kommenden Jahren ihre Ar-
beit „digitalisieren". Beispiele gibt
es heute in Luxemburg bereits ge-
nügend: Der Hartmetallproduzent
Ceratizit nutzt ebenfalls die Platt-
form der Universität, um virtuelle
Prototypen einiger ihrer Schlüs-
selprodukte anzufertigen und die
Eigenschaften neuer Materialkon-
figurationen zu testen. „Die Um-
stellung auf digitale Prototypen

und der Einsatz von Hochleis-
tungsrechnern ab dem Jahr 2019
stellte für uns einen Durchbruch
dar", erklärt Gabriele Pozzetti,
Projektleiter bei Ceratizit. „Mit
dem neuen Verfahren konnten wir
2019 innovative Konfigurationen
einiger unserer Produkte testen.
Verglichen mit den herkömmli-
chen Tests war das Virtual Pro-
totyping bis zu zwanzig Mal billi-
ger und fünfzig Mal schneller."

Ein weiteres Beispiel ist Good-
year, das sogar eigene Kapazitäten
im Bereich der Hochleistungs-
rechner (High -Performance Com-
puting, HPC) aufgebaut hat. Wäh-
rend das Unternehmen in der Ver-
gangenheit durchschnittlich vier
Jahre benötigte, um neue Reifen
vom Prototypen bis zur Markt-
reife zu entwickeln, konnte diese
Zeit mit Hilfe von HPC-Anwen-
dungen etwa halbiert werden.

Beschleunigte Entwicskluogszyklerr

„In allen Bereichen, wo man es mit
großen Datenmengen zu tun hat,
kann HPC die Entwicklungszeiten
massiv verkürzen", sagt Jean-Marie
Spaus, der beim luxemburgischen
Wirtschaftsministerium das The-
ma HPC koordiniert. „Sehr große
Maschinen werden zum Beispiel für
die Klimaforschung oder die Gen-
sequenzierung benötigt. Beispiels-
weise in der Medikamentenent-
wicklung kann HPC ein enormes
Wachstum herbeiführen. Heute
werden die Wirkstoffe oft über
zehn Jahre erforscht und getestet.
Wenn man digital simulieren kann,
wie ein Medikament auf den Kör-
per wirkt, spart man viel Zeit und
kann hoffentlich irgendwann auch
Tierversuche ersetzen."

Entsprechend stark wird die
Technologie auch von den For-
schungseinrichtungen im Land ge-
nutzt. Sebastien Varrette, verant-
wortlich für die HPC-Plattform der
Universität Luxemburg, schätzt,
dass derzeit etwa 500 Forscher ak-
tiv die Möglichkeiten des Hoch-
leistungsrechners der Uni nutzen,
um komplexe Simulationen durch-
zuführen. „Manche unserer Physi-
ker könnten ihre Forschung ohne
Zugang 2u Hochleistungsrechnern
gar nicht mehr durchführen", er-

klärt er. Entsprechend investierte
die Universität gerade drei Millio-
nen Euro in den Ausbau ihrer HPC-
Plattform, die dann mit einer Ge-
schwindigkeit von bis zu 2,7 Pet-
flop operieren kann, das bedeutet
2 700 000 000 000 000 Rechen-
operationen in der Sekunde.

Europäische NaehholbedK:xrt
Da der Bedarf an Hochleistungs-
rechnern sowohl in der Forschung
als auch in der Industrie stetig
steigt, werden auch immer höhere
Investitionen in die Infrastruktur
notwendig. Eine Entwicklung, die
in Europa verschlafen wurde, denn
China und die USA haben sich im
letzten Jahrzehnt einen enormen
Vorsprung erarbeitet. So taucht in
der Liste der schnellsten Super-
computer weltweit mit dem deut-
schen Leibniz -Rechenzentrum nur
ein einziger Rechner aus der Eu-
ropäischen Union auf.

Die neue Initiative „EuroHPC"
soll allerdings einen Aufholpro-
zess einleiten. Das Konzept sieht
Investitionen von etwa einer Mil-
liarde Euro in Hochleistungsrech-
ner vor. Davon kommen 486 Mil-
lionen Euro aus existierenden Pro-
grammen der Union wie „Horizon
2020". Zusätzliche 422 Millionen
Euro sollen von der Industrie ein-
geworben werden. „Das erste
Konzept hierzu wurde von vier
Ländern zusammen entwickelt.
Das waren damals Frankreich,
Spanien, Italien und Luxemburg.
Luxemburg hatte damals die Lei-
tung in diesem Gremium", erklärt
Mario Grotz, der an der Spitze
der Generaldirektion Forschung,
geistiges Eigentum und neue
Technologien des Wirtschaftsmi-
nisteriums steht.

Das Konzept sieht ein europäi-
sches Netzwerk von Großrech-
nern vor, die bei Bedarf gegensei-
tig Rechenkapazitäten „leihen"
können. „Man kann das vielleicht
mit einem Stromnetz vergleichen.
Man hat einzelne Rechner, die über
Breitbandkonnektivität unterei-
nander vernetzt sind, und die Re-
chenkapazität ist europaweit ver-
fügbar", erklärt Jean-Marie Spaus.
„Dazu baut man über diese Infra-
struktur eine Cloud, eine Zugangs-



software, zu dieser Rechenkapa-
zität. Der Nutzer wird nicht• ein-
mal unbedingt wissen, auf wel-
cher physikalischen Maschine er
seine Software oder seine Daten
gerade verarbeiten lässt."

Das europäische Hauptquartier
von EuroHPC hat seinen Sitz in
Luxemburg -Stadt im Stadtteil
Cloche d'Or. Zu seinen Aufgaben
zählen neben der Koordination der
Rechenzentren und der Förde-
rung von Projekten in diesem Be-
reich auch die Weiterentwicklung
der Technologie und der euro-
päischen HPC-Strategie.

Luxemburgische Superrechner

Zu dieser Strategie gehört eine
mehrstufige Struktur: Zum einen
sollen langfristig HPC-Rechner der
nächsten Generation auf europäi-
scher Ebene mit etwa einer Trilli-
on Operationen pro Sekunde ent-
stehen. Diese würden sich dann
nach der Einschätzung von Pascal
Bouvry, Professor für Informatik an
der Universität Luxembourg, der
auch die luxemburgische Regie-
rung bei ihren HPC-Aktivitäten
berät, unter den fiinf schnellsten
Computern der Welt befinden. Auf
der nächsten Stufe soll bis Ende des
Jahres ein Netzwerk von Rech-
nern mit hoher Leistungsfähigkeit
entstehen. Unter ihnen Meluxina,
ein HPC-Rechner, der in Bissen ge-
baut wird. „Dieser wird über eine
Rechenleistung von zehn Petaflop
verfügen und dürfte sich damit im

Vergleich zwischen den 20 und 30
schnellsten Rechnern der Welt be-
finden", erklärt Bouvry. „Die dritte
Stufe sind dann Rechner einzelner
Institutionen, wie die Plattform der
Universität. Mit den neuen Re-
chenkapazitäten dürften wir auch
noch unter den schnellsten 500
Rechnern landen." Der Bau von
Meluxina in einem bereits existie-
renden Rechenzentrum von Lux-
connect wird zu 30 Prozent- aus
Mitteln von EuroHPC bezahlt, der
Rest wird vom Luxemburger Staat
beigesteuert.

„Die Kosten für den Betrieb
werden auch von den jeweiligen
Staaten getragen. Als Gegenleis-
tung für die Förderungen müssen
die nationalen Rechenzentren 30
Prozent ihrer Kapazitäten für Pro-
jekte von Euro-HPC reservieren",
erklärt Mario Grotz. „Der Gesamt-
finanzbedarf in Luxemburg sollte
zwischen 30 und 35 Millionen Eu -
ro liegen."

Der neue Superrechner wird von
der neu gegründeten Gesellschaft
„Luxprovide", einer hundertpro-
zentigen Tochtergesellschaft von
Luxconnect verwaltet. Daher leitet
Roger Lampach, der Chef von Lux-
connect, derzeit auch übergangs-
weise die Geschicke von Luxpro-
vide, bis dort ein eigener Ge-
schäftsführer gefunden wurde.

HPC-Kompetenzzentrum

Meluxina soll allen Firmen und
Forschungseinrichtungen. aus der

Großregion offenstehen, die Be-
darf an großen Rechnerkapazitä-
ten haben. „Naturgemäß haben
die Unternehmen unterschiedliche
Voraussetzungen", sagt Grotz.
„Größere Unternehmen wie
Goodyear, die schon Erfahrungen
mit HPC-Projekten haben, benöti-
gen wahrscheinlich nur Zugang zu
den Maschinen, um ihre Modelle
berechnen zu können. Wir wollen
uns aber auch an kleine und mitt-
lere Unternehmen richten und ih-
nen helfen, die Technologien zu
nutzen." Daher soll im Rahmen von
Luxprovide ein Kompetenzzen-
trum gegründet werden, das Un-
ternehmen dabei berät, wie sie ih-
re Projekte in entsprechende digi-
tale Modelle übersetzen, die ent-
sprechende Software bedienen und
die Resultate interpretieren kön-
nen. „Viele Unternehmen werden
zunächst nur Mit einem Problem
kommen, das sie lösen möchten.
Dann werden die Mitarbeiter im
Kompetenzzentrum schauen, ob es
schon ein passendes Modell oder
eine Software gibt oder ob diese ei-
gens programmiert werden muss.
Für solche Firmen würde es sich
nicht lohnen, eigene HPC-Kom-
petenzen aufzubauen oder sogar
die Rechner anzuschaffen", erklärt
Spaus. Mario Grotz schätzt, dass
abhängig von der Art der Nach-
frage im Kompetenzzentrum zwi-
schen 30 und 40 Mitarbeiter be-
schäftigt sein werden.

Die schnellsten Rechner der Welt
Die beiden schnellsten Computer der
Welt kommen aus den USA. Der
Spitzenreiter mit einer Geschwindig-
keit von 148,6 Petaflops steht am
„Ridge National Laboratory" in Ten-
nessee. Der zweite Platz geht an das
„Lawrence Livermore National Labo-
ratory" in Kalifornien mit 94,6 Peta-
flops. Beide Anlagen wurden vom
amerikanischen Technologieunter-
nehmen IBM hergestellt. Danach fol-

gen zwei chinesische Anlagen in
Wuxi und Guangzhou. Der schnellste
europäische Rechner ist auf Platz 6
der Supercomputer der ETH Zürich.
Das Leibniz -Rechenzentrum in Gar-
ching bei München landet auf dem
neunten Platz. Das geht aus der ak-
tuellen Liste „TOP 500" hervor, ein

Ranking der schnellsten Supercom-
puter weltweit, das halbjährlich er-
stellt wird.



Das Großherzogtum erreicht im internationalen „Digital Readiness Index" den zweiten Platz
Von Nadia Di Pillo
Viele Luxemburger sehen den
Fortschritt in Sachen Digitalisie-
rung hierzulande kritisch. Eine
Studie bescheinigt Luxemburg da-
gegen eine Spitzenposition. Das
Großherzogtum erreicht im inter-
nationalen „Digital Readiness In-
dex" des Netzwerkanbieters Cisco
unter 141 Ländern Platz 2 - nur Sin-
gapur erzielt höhere Werte. Auf
Luxemburg folgen die USA, Dä-
nemark, die Schweiz, die Nieder-
lande, Schweden und Südkorea.

Entscheidend ist hier die Frage,
was man genau unter Digitalisie-
rung versteht. Cisco bewertet da-
bei die sogenannte „Digital Rea-
diness". Damit soll abgebildet
werden, wie gut ein Land auf die
digitale Zukunft vorbereitet ist und
inwiefern es wirtschaftlich von der
Digitalisierung profitieren kann.
Die Studie basiert auf sieben Ka-
tegorien, darunter Technologieas-
pekte wie Infrastruktur und Nut-
zungsgrad, aber auch Maßnahmen
zum Bürokratieabbau, die Weiter-
entwicklung der Fachkräfte, In-
vestitionen von Unternehmen und
Regierungen, der allgemeine Le-
bensstandard und die Start -up -Umgebung.

Luxemburg fördert Start•upss

Besonders gut schneidet Luxem-
burg nach Angaben von Cisco bei
den Investitionen von Politik in die
Digitalisierung und bei der einfa-
chen Übernahme von Technolo-

gien innerhalb des Landes ab. Zu-
dem bietet Luxemburg die besten
Rahmenbedingungen für Start-ups
- Luxemburg erreicht hier sogar
den ersten Platz weltweit.

Romain Siebenaler, Country
Manager von Cisco Luxemburg,
hebt hervor, dass die Agilität und
die Flexibilität bei der Anpassung
an neue Marktbedingungen in Lu-
xemburg 'hervorragend sind. Po-
sitive Punkte sind aber auch die
Unterstützung der Regierung bei
den Neugründungen, der Ven-
ture -Capital -Markt und die Inves-
titionsfähigkeit des Landes. Auch
im Bereich des geistigen Eigen-
tums hat Luxemburg zahlreiche
Vorteile zu bieten.

Verbesserungspotenzial hat Lu-
xemburg insbesondere im Bereich
„Easy of Doing Business" (Leich-
tigkeit der Geschäftstätigkeit).
„Auch wenn Luxemburg unter den
Top 20 ist, ist das ein Punkt, der
noch verbessert werden könnte",
stellt Romain Siebenaler fest. Auch
beim Humankapital müsse es noch
bergauf gehen.

Laut Romain Siebenaler bestä-
tigen die Ergebnisse in gewisser
Weise die Strategie „Digital Let-
zebuerg". Mit dieser Initiative, un-
ter der direkten Aufsicht von Pre-
mier Xavier Bettel, hatte die Re-
gierung 2013 eine föderative Be-
wegung geschaffen, um den digi-
talen Wandel anzukurbeln und zu
begleiten. Der IT-Experte begrün-
det den Erfolg nun damit, dass das

Land wie ein Unternehmen ge-
führt wird: Luxemburg wartet
nicht auf die endgültige Geneh-
migung von multinationalen Kon-
zernen, die Investitionsprojekten
durchführen wollen oder auf kon-
krete Geschäftsideen von Ent-
wicklungsprojekten. „Wir setzen
alles daran, um die Ankunft von
multinationalen Unternehmen und
die Umsetzung von Projekten zu
erleichtern. Digital Lëtzebuerg ist
genau der richtige Rahmen, um
diese Projekte zu beschleunigen."

lese dritte große Phase
Luxemburgs Premier Xavier Bet-
tel hatte im Januar 2018, zusam-
men mit Chuck Robbins, dem CEO
von Cisco, am Rande des Welt-
wirtschaftsforums in Davos ein
Memorandum of Unterstanding
(MoU) unterzeichnet. Die Mission
der Partnerschaft: die Digitalisie-
rung Luxemburgs beschleunigen.
Durch das MoU hat die Regierung
Zugang zu rund 250 innovativen
Projekten weltweit bekommen und
konnte mit Cisco auch selbst neue
Initiativen starten, die auf das
Großherzogtum zugeschnitten
sind. Cisco ist nun offiziell in die
dritte Phase des Projektes gestar-
tet. „Im vergangenen Jahr haben
wir in Luxemburg intensiv inves-
tiert", sagt Romain Siebenaler. Die
Bereiche Cybersicherheit, Fintech
und Bildung bilden die Schwer-
punkte in diesem Projekt.





ArcelorMittal lädt zum Neujahrsempfang nach Differdingen - Luxemburger Werke schlagen sich wacker
Von Marco Meng

Überkapazitäten auf dem Markt,
Billigstahl aus Fernost und die
künftige Wettbewerbsfähigkeit
seiner Werke in Luxemburg, das
sind die Themen, die ArcelorMit-
tal derzeit beschäftigen.

„2019 war ein schwieriges Jahr",
sagte zum Auftakt beim gestrigen
Neujahrsempfang des Stahlkon-
zerns im Werk Differdingen, Mi-
chel Wurth, Präsident von Arce-
lorMittal Luxembourg. Die Situa-
tion für die europäische Stahlbran-
che ist seit 2009 angespannt. Ver-
schärft hat sich das durch die auf
dem Weltmarkt herrschenden
Überkapazitäten an Stahl im
Volumen von 450 Millionen Ton-
nen. Die Hälfte davon kommt aus
China. Zum Vergleich: Die Luxem-
burger Werke mit ihren rund 3 800
Mitarbeitern produzieren jährlich
2,2 Millionen Tonnen Stahl.

Vor allem Europa wird von Stahl
aus Fernost geflutet. Zwar hat die
Europäische Union vor wenigen
Jahren auf bestimmte Stahlimporte
aus China Zölle erhoben, die Im-
portquoten wurden inzwischen
aber wieder erhöht. „Das verur-
sacht enorme Probleme", sagt
Wurth. Während in Europa und den
USA der Stahlkonsum zurückging

- der neue Eigner des Stahlwerks
Düdelingen, Liberty Steel, hat
jüngst in Großbritannien einen
Stellenabbau angekündigt - konnte
ArcelorMittal zumindest von einer
zunehmenden Stahlnachfrage in
Brasilien profitieren. Dem Werk
Differdingen, wo vor allem Stahl-
träger produziert werden, kommt

die gut laufende Baukonjunktur zu-
gute.

Kritik an EU -Politik
Wurth stößt sich an einer „inko-
härenten europäischen Industrie-
politik". Er verweist dabei auf die
verweigerte Fusion zwischen
ThyssenKrupps Stahlsparte und
Tata Steel im Besonderen und den
europäischen Emissionshandel im
Allgemeinen: Die Kosten pro Ton-
ne CO2, die bei der Produktion
entsteht, machen die europäische
Produktion teuer, während für au-
ßerhalb Europas produzierten
Stahl keine CO2 -Abgabe anfällt.
Dieser Stahl kann deswegen billig
nach Europa importiert werden.
Aus diesem Grund sinkt auch der
Anteil, den europäischer Stahl auf
dem globalen Markt hat.

„Diese Industriepolitik ist ab-
surd", sagt Wurth und hofft, dass
bei dem „Green Deal" der neuen
EU -Kommission auch für Import-
stahl eine CO2 -Abgabe Anwen-
dung findet. Das Problem bei der
europäischen Industriepolitik sei,
wie am Rande des Neujahrsemp-
fangs zu erfahren war, dass nicht
alle EU -Länder an einem Strang
ziehen; die Länder, die keine Stahl-
industrie haben, seien ganz froh
über den importierten Billigstahl.

Angesichts der Klimaproblematik
hat sich auch ArcelorMittal einen
Plan gegeben, bis 2050 CO2 -neut-
ral zu werden. Die Stahlherstel-
lung verursacht sieben bis neun
Prozent des Treibhausgases.
Gleichwohl , sei Stahl zu 100

Prozent wiederverwertbar - die
Luxemburger Werke stellen neu-
en Stahl mit Stahlschrott als Aus-
gangsmaterial her - und in der
CO2-Bilanz besser als beispiels-
weise die Aluminium- oder Be-
tonproduktion.

Letztes Jahr hat ArcelorMittal
darum einen ersten „Klimarap-
port" herausgegeben und will nun
jährlich mit einem solchen Rap-
port publizieren, mit welchen
Maßnahmen Karboneinsparungen
erreicht werden konnten.

„Wir forschen darum auch mit
einem Budget von 250 Millionen
Euro an neuen Wegen, Stahl her-
zustellen", sagt Wurth. Ohne po-
litische Unterstützung sei eine
CO2-neutrale Technologie aber
nicht durchsetzbar, auch brauche
es dafür genügend „grünen
Strom".

Differdingen soll digitaler werden

Was die einzelnen Werke in Lu-
xemburg betrifft, so Roland Bas-
tian, der seit November 2016 Ge-
neraldirektor von ArcelorMittal
Luxembourg ist, hat Belval letztes
Jahr einen Produktionsrekord mit
804 000 Tonnen aufgestellt, wäh-
rend das Werk in Rodange den
Stahl für den weltgrößten Kran
lieferte und Differdingen 21 000
Tonnen für das höchste Gebäude
Russlands. Auch das Werk Bissen
läuft gut und konnte letztes Jahr
seinen Umsatz um fünf Prozent
steigern.

Für die Werke Differdingen und
Belval läuft ein Programm, um sie
mit Digitalisierung (verbesserte
Lieferkette und Produktionspro-

zess) zukunftsfähig zu machen,
zudem wurden in den letzten bei-
den Jahren 27 neue Produkte ent-
wickelt, die beispielsweise bis zu
44 Prozent leichter sind als ver-
gleichbare Produkte.

„Hier im Werk Differdingen
zum Beispiel", sagt Werksleiter
Thomas Georges, „stellen wir ein-
zigartige Produkte her." Unter an-
derem werden in Differdingen die
schwersten und größten Stahlträ-
ger der Welt produziert. Der Burj
Khalifa in Dubai, das One World
Trade Center in New York, aber
auch die neue Firmenzentrale von
Cargolux wurden mit Trägern aus
Differdingen gebaut: da jedes Jahr
200 Wolkenkratzer fertiggestellt
werden, bleiben die Produkte aus
Differdingen auf längere Sicht ge-
fragt.

Was das Jahr 2020 bringt, meint
Wurth, das erste Semester dürfte
noch schwer werden, obwohl sich,
so Bastian, der Markt zu erholen
scheine. Allerdings ausgehend von
einem sehr niedrigen Niveau.
Auch der Kauf des Werks Ilva in
Italien ist noch nicht vom Tisch,
seitdem am 7. Januar ein Gericht
in Italien erklärte, dass Arcelor-
Mittal 14 Monate Zeit bekommt,
den Industrieplan für das Werk
umzusetzen. Ob es letztlich doch
noch zum Kauf kommt, bleibt aber
vorerst ungewiss. Gewiss hinge-
gen ist: In Luxemburg beginnen in
diesem Jahr die Bauarbeiten an der
neuen Konzernzentrale des welt-
größten Stahlherstellers.



RÜCK JND AUSBLICK Konzern will sich der Umweltproblematik stellen
Christian
Das abgelaufene Geschäfts-
jahr 2019 war ein schwieriges
für den Luxemburger Stahl-
hersteller ArcelorMittal. Die
Handelsstreitigkeiten haben
weltweit die Unsicherheiten
erhöht.
„Dementsprechend wurde weniger
investiert, was wiederum die Nach-
frage nach Stahl dämpft”, erklärte
ArcelorMittal-Verwaltungsratsprä-
sident Michel Wurth gestern vor

Journalisten. Auch die Krise in der
Automobilindustrie habe schlimme
Folgen.

Weltweit seien die Überkapazitä-
ten in der Branche immer noch be-
achtlich, so Wurth weiter. „Vor
allem in China." Trotz stagnierender
Nachfrage sei dort immer weiter in
die Produktion investiert worden.
Mittlerweile stehe China für die
Hälfte der weltweiten Stahl-Herstel-
lungskapazität. Das habe Angebot
und Nachfrage durcheinanderge-
bracht. Die Regierung sei das Prob-
lem zwar angegangen, aber die
Überkapazität bestehe weiter.

Eine weitere Schwierigkeit für
den Stahlhersteller waren seit ei-
nem Jahr die Einkaufskosten von
Eisenerz. Nach dem Unfall mit dem
Staudamm in Brasilien waren die
Preise am Markt stark gestiegen.
„Also steigende Kosten bei fallen-
den Verkaufspreisen", unterstrich
Wurth. In den ersten neun Mona-
ten von 2019 habe sich das opera-
tive Ergebnis halbiert. -

Auch in Europa ist es derzeit
nicht einfach, Stahlhersteller zu
sein. Um zu vermeiden, dass Stahl

wegen Zöllen in den USA nach Eu-
ropa verkauft wird, sollten Maßnah-
men ergriffen werden. Doch
schlussendlich seien die Im-
port -Quoten erhöht worden.

Gleichzeitig reichen die
CO3 -Verschmutzungszertifikate
nicht mehr aus, um die bestehen-
den Marktanteile zu finanzieren.
„Wir müssen hinzukaufen", so
Wurth. Diese „Steuer" müssten
Importeure von Stahl nicht zah-
len. Schlussendlich riskiere Euro-
pa, dass nur so viel Stahl hier
produziert wird, wie Verschmut-
zungszertifikate verteilt werden.
„Das ist gut für die Umweltstatis-
tik - aber wirtschaftlicher
Schwachsinn." Hohe Qualität
werde durch Importe ersetzt.

- ,
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Unzufrieden ist ArcelorMittal mit
der Wettbewerbspolitik der EU.
Den Stahlmarkt dürfe man nicht
regional betrachten, sagt Wurth.
„Es ist ein globaler Markt."
Dass der Konzern gezwungen
war, das Werk in Düdelingen zu
verkaufen, um Ilva in Italien er-
werben zu dürfen, habe man
„sehr bedauert".

Im laufenden Jahr rechnet die
Gruppe weiterhin mit schwachem
Wachstum, da die Unsicherheiten
weiter bestehen. Nach einem
schwierigen ersten Quartal hoffe
man aber, dass die Talsohle durch-
schritten sei und es wieder besser

gehe. „Mit dem Verbrauch und
den Erzpreisen."

Der Konzern will sich der Um-
weltproblematik stellen: „Arcelor-
Mittal hat sich dem Pariser
Abkommen verpflichtet", so
Wurth. Stahl jedenfalls sei nicht
Teil des Problems, sondern der
Lösung. „Stahl bleibt auch weiter-
hin das beste Material, um die
Züge, Schiffe und Windmühlen
von morgen zu bauen." Zudem
werde bereits heute 80 Prozent
des Stahls recycelt. Problematisch
bleibe derweil der hohe CO3 -Aus-
stoß. Die Branche steht weltweit
für sieben bis neun Prozent des
Ausstoßes.

Der Stahlriese arbeite derzeit
gleich an mehreren Technologien,
die eine CO2 -neutrale Stahlpro-
duktion ermöglichen. „Die not-
wendige Technologie existiert",
betonte Wurth. „Bis 2050 können
unsere Fabriken in der EU kar-
bonneutral sein." Die Techrkolo-
gien seien aber viel teurer: „Es
kostet etwa das Doppelte."

Damit . sich der Einsatz der
Technologie rechnen würde,
müssten die Preise von CO -Ver-
schmutzungszertifikaten aufüber
100 Euro pro Papier steigen, so
Wurth. „Auch für Stahlimporte."
Heute liegen die Preise bei etwa
25 Euro. „Damit haben wir die
Zahlen auf den Tisch gelegt und
gesagt, was wir brauchen." Zu-
dem brauche es, genügend grünen
Strom und natürlich Finanzie-
rungen. „Nun brauchen wir die
Politik."



WO STEHEN WIR?

ArcelorMittal ist der weltweit größte Stahl- und
Bergbaukonzern - und eng mit Luxemburg verbunden

Wer sich mit dem Namen ArcelorMittal beschäftigt, be-
findet sich mitten in der Industriegeschichte Luxem-
burgs und der Großregion wieder. Denn eines der Vor-
gängerunternehmen war die ARBED, ein Akronym für
„Aciéries Réunies de Burbach-Eich-Dudelange", zu
deutsch „Vereinigte Stahlhütten Burbach-Eich-Düde-
lingen". Der luxemburgische Stahlkonzern machte das
Land reich und die Region der roten Erde bekannt. Sei-
ne Orte standen für Burbach, heute ein Stadtteil Saar-
brückens, Eich, heute ein Viertel von Luxemburg -Stadt,
sowie Düdelingen im Süden des Großherzogtums. Das
Unternehmen entstand 1911 durch eine Fusion und sei-
ne Vorgängerunternehmen reichten bis ins Jahr 1882

zurück. Es war der Stolz des Landes.
Durch weitere Fusionen ergaben sich nicht nur Ver-

bindungen zur saarländischen Stahlindustrie, sondern
auch zu jener im Ruhrgebiet. 2002 verschmolz der Kon-
zern mit dem spanischen Stahlkonzern Aceralia und der
französischen Usinor zur Arcelor. Lange war der Kon-
zern, der.an der Avenue de Liberté im historischen
Prachtgebäude saß, nach Umsatz der größte und nach
Tonnage der zweitgrößte Stahlkonzern der Welt. Doch
das änderte sich, als der indische Stahlmagnat Lakshmi
Mittal 2006 eine feindliche Übernahme begann, die in
Luxemburg zu zahlreichen Diskussionen und noch
mehr Ängsten führte, als die beiden Riesen 2007 zu Ar-
celorMittal fusionierten.

Tatsächlich handelte die Luxemburger. Regierung,
die auch größter Einzelaktionär war, heraus, dass der
Sitz des Konzerns in Luxemburg bleibt, obwohl CEO
Mittal und sein Sohn Aditya, Finanzchef des Konzerns,

in London leben. Das ist allein wegen der Steuern und
der Symbolik schon wichtig. Andere Symbole fielen. So

verkaufte ArcelorMittal das alte Arbed-Gebäude an die
„Spuerkeess" und will sich einen neuen Sitz neben dem
„European Convention Center" auf Kirchberg bauen.
Mit den Arbeiten soll in diesem Jahr begonnen werden.

In Luxemburg sorgt ArcelorMittal immer noch für
Schlagzeilen. Beispielsweise geht es um die Neubeset-
zung des Aufsichtsrates, ein lukrativer Posten, auf den in
der Regel der Wirtschaftsminister hoffen darf. So meldete
denn auch Noch -Wirtschaftsminister Etienne Schneider
Interesse an einer Nachfolge seines LSAP-Parteikollegen
und Amtsvorgängers Jeannot Krecké an. Doch auch Hen-
ri Grethen (DP), der von 1999 bis 2004 Wirtschaftsminis-
ter war, hat im Radio 100,7 -Interview sein Interesse be-
kundet. Wirklich zu sagen hat jedoch vor allem ein Aktio-
när. Das ist die Familie von Lakshmi Mittal, die 42,2 Pro-
zent der Stimmrechte und über 40 Prozent der Aktien
hält. Der nächstgrößte Einzelaktionär ist der Luxembur-
ger Staat mit 2,5 Prozent. Mittal hat es nicht so einfach,
wie er es vielleicht angesichts der Größe gehofft hat.

Vor allem die von Peking stark protegierte Konkur-
renz aus China macht ihm aktuell zu schaffen. Hierher
kommt der Konkurrent „Hebel Iron and, Steel Group".
Besonders verärgert ist Mittal darüber, dass für europäi-
sche Hersteller strenge Umweltauflagen gelten, für ihre
ausländische Konkurrenz hingegen nicht. In den ver-
gangenen Jahren} sorgten Werksschließungen, Verkäu-
fe und Strafzahlungen für negative Schlagzeilen.

Größe allein ist nicht alles, wie die jüngsten Probleme
beim Kauf des italienischen Werks Ilva zeigen, der sich
weit schwieriger zeigt, als zunächst angenommen. Heu-
te ist ArcelorMittal ein Weltmarktführer - mit allen Vor -
und Nachteilen, der hierzulande noch einige Werke hat -
und über 3.800 Mitarbeiter. CORDELIA CHATON





ArcelorMittal ist der weltweit größte Stahlhersteller - und hat mit vielen
Problemen zu kämpfen - Ein Blick hinter die globalen Kulissen

DIFFERDINGEN

CORDELIA CHATON

Mülldeponie, Ilva, Handelsabkom-

men - der Stahlriese ArcelorMittal

hat mit einer Menge Problemen

zu kämpfen, aber auch Erfolge zu
verzeichnen. Wo steht der größte industrielle Ar-

beitgeber Luxemburgs? Wir haben bei den Verant-

wortlichen während des traditionellen Neujahrs-
empfangs nachgefragt.

Michel Wurth redet Klartext: „2019 war ein

schwieriges Jahr", sagt der Verwaltungsrats-

präsident von ArcelorMittal Luxembourg. Der

weltweit größte Stahlhersteller, der seinen Sitz

hier hat, leidet zum einen unter einer steigenden
Stahlproduktion, die die Preise drückt. Darüber
hinaus macht sich der Handelskrieg zwischen
den USA und China bemerkbar. Denn die Chine-

sen versuchen ihren Billigstahl in andere Märkte

zu drücken. „Von 440 Millionen Tonnen Überka-

pazität entfallen 50 Prozent nur auf China", rech-
net Wurth vor. Er ärgert sich: „Diese Überkapazi-
tät bleibt trotz der Versprechen der chinesischen
Regierung, sie abzubauen." Hinzu kommt die
Krise in der Automobilindustrie, aber auch hohe

Anforderungen an europäische Unternehmen

was den CO2 -Ausstoß angeht. Diese gelten jedoch
nicht für den chinesischen Billigstahl. Das Resul-
tat ist ein völlig verzerrter Wettbewerb. „Es gibt
kein level playing field", fasst Stahlexperte Wurth
die Situation zusammen.

Inkohärente Industriepolitik
Er ärgert sich über das, was er eine „total inko-
härente Industriepolitik der EU" nennt. Diese

habe nach Trumps Auflagen nicht gewollt, dass
der EU -Markt überschwemmt würde - und
Quoten eingeführt, die mit hohen Auflagen ver-
bunden waren. EU -Stahlhersteller beispielswei-
se müssen Verschmutzungsrechte kaufen. Da

kostet eine Tonne CO, rund 25 Euro, zwei Ton-

nen braucht man für eine Tonne Stahl. Aber nur
als EU -Unternehmen. „Importeure können so
schmutzig produzieren, wie sie wollen", geißelt

Wurth. Die Folge: In Europa wird weniger CO,
bei der Stahlproduktion verbraucht, aber beim
Import ist es das Gegenteil. „Das ist absurd", är-

gert sich Wurth. Hinzu kommt, dass die EU nicht
mit einer Stimme sprich. Vielen Ländern, die
selbst keine Stahlproduktion haben, kommt der
chinesische Billigstahl gerade recht.

Auf dem europäischen Stahlmarkt machen
sich auch andere Faktoren negativ bemerkbar:

So scheiterte die Fusion zwischen Tata Steel und

ThyssenKrupp. Was mit den Konzernen - und

den 6.000 Mitarbeitern - passiert, ist unklar. Bri-
tish Steel meldete Insolvenz an und erhält seither
reichlich Hilfe von der Regierung - was sich nach
dem Brexit kaum verbessern dürfte. Konkurrent
Liberty House gab erst vergangene Woche 355
Entlassungen bekannt. Dazu kommen volatile
Energiepreise und Unsicherheit angesichts des
grünen Kurses der EU -Kommission und seiner

praktischen Auswirkungen.
Immerhin: Der Stahlriese hat erstmals einen

Klimaaktionsplan veröffentlicht und will das
demnächst jährlich tun. Dass 90 Prozent des
Stahls recycelt werden und Gebäude daraus zu-
rückgebaut werden können, wird darin natür-
lich ausgiebig betont. Auch auf neue Technologi-

en für grünere Produktionsmethoden verweist
der Stahlriese, der sich an mehreren Standorten
zertifizieren lassen will und sich mit den Pari-
ser Klimazielen voll und ganz einverstanden
erklärt. Die grünen Ambitionen der neuen EU -
Kommission beäugt Wurth kritisch: „Da muss
ein level playing field her, sonst verschwindet
die Stahlindustrie hier."

Dennoch: ArcelorMittal ist der einzige Stahl-
hersteller weltweit, der führend in Nord- und
Südamerika, Europa und Afrika ist. „In Indien

sind wir jetzt nach dem Kauf von 60 Prozent

von Essar gemeinsam mit Nippon Steel, die 40
Prozent halten, einer der vier Großen auf einem

vielversprechenden Markt und in China sind wir

ebenfalls dabei", sagt Wurth. Das Problem: Auf
den wichtigsten Märkten in Europa und den USA
sank die Nachfrage. Auch andere Märkte leiden. In

Brasilien brach vergangenes Jahr der Damm einer

Eisenerz -Mine, die Schlammlawine riss rund 250

Menschen in den Tod. Ein Untersuchungsaus-
schuss stellte fest, dass der Bergbaukonzern Vale
do Rio Dolce die Mängel nicht ordnungsgemäß
gemeldet hatte. Die Folge: andere Minen arbeiten

gebremst - und auf dem Weltmarkt fehlt Eisen-

erz. Dadurch sind die Preise von 60 Dollar/Ton-
ne auf 120 Dollar/ Tonne hochgeschnellt. In den
Luxemburger Elektroöfen wird pro Tour rund 1,5
t Eisenerz benötigt. Wenn die Preise sacken und
die Kosten steigen, drückt das aufs Ergebnis. „Wir
hatten einen Gewinneinbruch. Das Ergebnis hat
sich halbiert", stellt Wurth fest. Er geht davon

aus, dass die Talsohle erreicht ist. Doch aus ihr zu
kommen, ist nicht so einfach.



Auch in kleineren Gemeinden brummt die Wirtschaft - doch der Boom hat Schattenseiten
Von Jörg Tschürtz
Vom kleinen Handwerksbetrieb
bis zum multinationalen Konzern:
Mehr als 36 000 Unternehmen
hatten sich zum Stichtag 1. Januar
2019 auf Luxemburger Territori-
um niedergelassen - das sind um
10 000 mehr als noch vor zehn Jah-
ren, wie aus einer Statec-Er-
hebung hervorgeht. Das Register
erhebt allerdings keinen An-
spruch auf Vollständigkeit.

Das Statec-Register liefert auch
Einblicke, welche Gemeinden in
den vergangenen Jahren beson-
ders viele Betriebe anlocken konn-
ten. Wenig überraschend findet
sich Luxemburg -Stadt an vorders-
ter Stelle. Wie aus einer 2018 ver-
öffentlichten Studie des staat-
lichen Forschungsinstituts Liser
über die ländliche Entwicklung
hervorgeht, vereinen die Haupt-
stadt und der umliegende Speck-
gürtel mehr als die Hälfte (55 Pro-
zent) der Arbeitsplätze im Land
auf sich.

tloomto°wn de rv orde+es

Im hohen Norden Luxemburgs
mauserte sich die Kommune Weis-
wampach zur wichtigsten Job -
Drehscheibe. Die 1 900 -Einwoh-
ner -Gemeinde an der Grenze zu
Belgien zählt mittlerweile mehr als
4 000 Arbeitsplätze und stellt an-
dere Nord -Städte in den Schatten.
Der Boom in Weiswampach er-
klärt sich unter anderem durch das
florierende Shopping Center Mas-
sen Wemperhardt und zahlreiche
neu errichtete Bürogebäude. Henri
Rinnen, Transportunternehmer
und seit 1995 Bürgermeister von

Weiswampach (DP), erklärt das
Erfolgsrezept der Boomtown im
Ösling: „Als Gemeinde waren wir
stets offen dafür, dass sich neue
Betriebe bei uns ansiedeln." Die
Frage war: „Wollen wir eine ver-
schlafene Gemeinde bleiben oder
eine moderne und attraktive Ge-
meinde werden?" Weiswampach
entschied sich für Zweiteres.

Das frühere von Ackerbau und
Waldwirtschaft geprägte Weis-
wampach hat laut Rinnen von ei-
nem „Schneeballeffekt" profitiert:
Die Vorteile des Standorts - nied-
rige Immobilienpreise, wenige ad-
ministrative Hürden - hätten sich
bei Investoren aus Belgien und
Deutschland schnell herumge-
sprochen. Kein Nachteil für die
wirtschaftliche Expansion war
auch, dass Weiswampach sich als
einzige Gemeinde an der Nord-
spitze des Landes nicht am Na-
turpark Our beteiligte. Die pul-
sierenden Gewerbegebiete und
modernen Wohnhaus- und Büro-
würfel in ihrer Gemeinde gefallen
allerdings nicht jedem Einheimi-
schen. „Vielleicht müssen wir uns
jetzt gemäßigter entwickeln", gibt
sich der Bürgermeister nachdenk-
lich.

Auch im verschlafenen Tal der
sieben Schlösser dreht der Wirt-
schaftsmotor auf Hochtouren: Mit
dem Ecoparc in Windhof, wo al-
lein 2 000 Menschen arbeiten, hat
sich die kleine Gemeinde Koerich
ein lukratives wirtschaftliches
Standbein geschaffen. Auch in
Sassenheim und Hesperingen lie-
ßen sich seit 2009 hunderte neue
Betriebe nieder.

Bei der Ansiedlung von Unter-
nehmen spielt die Gewerbesteuer
eine nicht zu unterschätzende
Rolle. Zwischen den Gemeinden
gebe es beim Impôt commercial
communal (ICC) einen regelrech-
ten Wettbewerb, sagt der Liser-
Forscher Antoine Decoville, Ko-
autor einer Studie über ländliche
Entwicklung' in Luxemburg. Tat-
sächlich besteht in Gemeinden mit
niedrigem ICC-Multiplikations-
faktor eine Tendenz zu einer hö-
heren Unternehmensdichte. Para-
dox: Ausgerechnet die Haupt-
stadt, wo sich ohnehin schon zig -
tausende Unternehmen drängen,
lockt mit den niedrigsten Steuer-
sätzen. Decoville und Mitautorin
Valérie Feltgen betonen in ihrer
Studie aber, dass auch Faktoren
wie Lage, Grundstückspreise und
die Art der unternehmerischen
Tätigkeit bei der Standortwahl
mitspielen.

Die Goldgräberstimmung in den
Gemeinden geht jedoch häufig zu -
lasten der ländlichen Entwick-
lung. Die blau -rot -grüne Regie-
rung arbeitet seit mehreren Jah-
ren an einer Aktualisierung der
übergeordneten Leitlinien für die
Raumplanung. Die vier sektoriel-
len Leitpläne für die Bereiche
Transport, Wohnungsbau, Grün-
landschaften und Gewerbezonen
liegen derzeit zur Begutachtung
beim Staatsrat. Das „Programme
Directeur d'aménagement du ter-
ritoire" aus dem Jahr 2003, das
ebenfalls eine Neuauflage erhal-
ten soll, ist mittlerweile zum Pa-
piertiger degradiert worden. „Die

Theorie auf dem Papier wird durch
die Praxis vor Ort widerlegt", sagt
Decoville. Die kommunale Auto-
nomie sei in Luxemburg „extrem
stark" ausgeprägt, sagt der Wis-
senschaftler. „Es gibt derzeit kei-
ne Instrumente, um die Gemein-
den zu zwingen, sich räumlich in
die eine oder andere Richtung zu
entwickeln."

Die Probleme von morgen
„Wenn Gemeinden wie Weis-
wampach, Winseler oder Schen-
gen Einkaufszentren mitten in der
Landschaft errichten, dann schaf-
fen wir dadurch die Probleme von
morgen: Leere Stadtzentren, mehr
Verkehr, Abhängigkeit vom Auto,
Vernachlässigung der Ökosyste-
me und anarchisch hochgezogene
Wohnviertel, die nur unzurei-
chend Zugang zu Schulen, Kul-
turzentren und anderen öffentli-
chen Einrichtungen bieten."

Wenn es um Flächennutzung
geht, sei das Vorausdenken enorm
wichtig: „Man sollte sich schon vor
dem Spatenstich Gedanken über
die räumliche Entwicklung ma-
chen." Eine Binsenweisheit, die
aber offenbar nicht wirklich ernst
genommen wird.

Die Debatte über qualitatives
Wachstum und nachhaltige Ent-
wicklung, die seit den Parlaments-
wahlen 2018 etwas eingeschlafen
zu sein scheint, „muss weiter ge-
führt werden", sagt Decoville.
Schließlich komme der Landes-
planung etwa bei der Bekämpfung
des Klimawandels eine Schlüssel-
rolle zu.





ERNEUERBARE ENERGIE IN LUXEMBURG

CHRISTIAN BLOCK

Vor einigen Jahren hätte man ver-
mutlich noch darüber gelacht und
auch wenn es am Ende nicht ohne et-

was Unterstützung anderer Staaten
geht, wird Luxemburg sein 2020 -Ziel
von elf Prozent erneuerbaren Ener-

gien trotz aller anfänglicher Zweifel
wohl erfüllen. Das ist sicherlich da-
rauf zurückzuführen, dass die Negie-

rung in den vergangenen Jahren die
richtigen Hebel in Bewegung gesetzt
und eine Entwicklung ausgelöst hat,

die auch etwa durch neue Einspeise-

tarife in den kommenden Jahren
noch ihre Dynamik entfalten dürfte.
Doch die nächste große Herausforde-
rung wartet längst mit Blick auf das
Ziel für 2030. Die Begleitung und För-
derung wird in Zukunft wohl noch ei-
ne wichtigere Rolle spielen, wenn
man davon ausgehen kann, dass es
bislang viele bereitwillige Pioniere
gab, die sich für die Förderung von Er-
neuerbaren begeistern konnten.



Das Ziel von elf Prozent erneuerbarer Energie im Jahresverbrauch könnte 2020 erreicht werden
Von Morgan Kuntzmann
„Luxemburg ist auf dem besten
Weg, sein Ziel von elf Prozent er-
neuerbarer Energie beim End-
energieverbrauch bis 2020 zu er-
reichen.” Dies bekräftigt Energie-
minister Claude Turmes (Déi
Gréng) in seiner Antwort auf eine
parlamentarische Frage zur Ent-
wicklung der erneuerbaren Ener-
gien in Luxemburg. Das Land stellt
selbst mehr und mehr „grünen
Strom" her, greift aber auch auf
den „Import" , von alternativen
Energien aus Estland und Litauen
zurück.

So besteht seit 2017 zwischen
dem Großherzogtum und den bei-
den baltischen Staaten ein Koope-
rationsabkommen über den sta-
tistischen Transfer erneuerbarer
Energien. Luxemburg kaufte den
beiden Staaten in den Jahren 2017
und 2018 für 16,5 Millionen Euro
insgesamt 1100 Gigawattstunden
Energie ab, die allerdings nur sta-
tistisch verbucht wurden. Dies
entspricht einem Viertel der nati-
onalen Energieproduktion aus al-
ternativen Quellen.

Litauen und Estland decken bis
zu 30 Prozent ihres Energiever-
brauchs mit Erneuerbaren und
können anderen europäischen
Ländern ihre Überschüsse zum
Verkauf anbieten. Somit wird der
Transfer aus den beiden balti-
schen Staaten, der zwei Prozent
des Jahresverbrauchs Luxemburgs
ausmacht, zum erklärten Ziel des
Landes beitragen, elf Prozent er-
neuerbare Energien im Jahres-
energieverbrauch bis 2020 zu er-
reichen.

Nationale Produktion
erneuerbarer Energie steigt

Aber neben diesen so genannten
Ausgleichsregelungen, die fast ein
Viertel der nationalen Anstren-
gungen ausmachen, scheint die
Förderung neuer nachhaltiger
Quellen zur Kilowatt -Produktion

(Wasser, Sonne, Wind, Biomasse)
Früchte zu tragen. Dieser Opti-
mismus seitens der Regierung be-
ruht in erster Linie auf einer Tat-
sache: Das Großherzogtum hat in
der Tat das für den Zeitraum 2017-
-2018 festgelegte Zwischenziel er-
reicht. Die Zielquote betrug 7,47
Prozent, die erreichte Menge lag
bei 7,67 Prozent. Allein 2018 wur-
de mit 9,06 Prozent eine Steige-
rung beim Anteil der grünen Ener-
gie im Energiemix erreicht. Zur
Erinnerung: 2013 betrug der Pro-
zentsatz nur 3,66 Prozent.

Der Energieminister unter-
streicht die Fortschritte, die 2018
erzielt wurden, das letzte Jahr, zu
dem noch statistische Daten mit
Gültigkeit zur Verfügung stehen.
Gemessen wird der erneuerbare
Anteil am gesamten Bruttoend-
energieverbrauch, also nicht nur
Strom.

Der Anteil der erneuerbaren
Energien am Verbrauch im Sektor
„Strom" liegt bei über neun Pro-
zent, im Sektor „Heizungs- und
Kühlungssektor" bei 8,78 Prozent
und im Sektor „Transport" bei 6,54
Prozent. Anzumerken ist, dass Lu-
xemburg beim letztgenannten Be-
reich, durch den Tanktourismus an
Prozentpunkten verliert. „Deshalb
sind auch Prognosen für das Jahr
2020 immer noch schwierig", so
Claude Turmes, „die große Un-
bekannte ist der Endenergiever-
brauch, auf dem der Prozentsatz
basiert, der in den vergangenen
drei Jahren gestiegen ist. Zum Teil
aufgrund des gestiegenen Kraft-
stoffverkaufs."

Beeindruckend ist die Entwick-
lung der Energieerzeugung durch
Windenergieanlagen. So stieg die
Zahl der Windräder zwischen 2013
und 2018 von 51 auf 69 „nur" um
35 Prozent an. Da jedoch verschie-
dene Windkraftanlagen mit leis-
tungsfähigeren Rotorblättern aus-
gestattet wurden, verdreifachte
sich im Jahr 2018 die jährliche

Stromgewinnung von etwa 83 000
MWh auf rund 254 600 MWh. Gab
es 2013 in Luxemburg noch 4 454
Fotovoltaikanlagen mit einer Leis-
tung von 95 MW, so stieg deren
Anzahl 2018 auf knapp 7 000 mit
einer Leistung von rund 131 MW.

Entwicklung in den EU -Staaten
sehr unterschiedlich

Zwischen den EU -Mitgliedern be-
stehen erhebliche Unterschiede
beim Ausbau der erneuerbaren
Energie. Dies erklärt sich durch die
unterschiedlichen Ausgangssitua-
tionen, das topografische Poten-
zial im Bereich Ökostrom und die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit.
EU -Klassenbeste waren für 2018
Schweden mit 54,6 Prozent nach-
haltiger Energie, gefolgt von Finn-
land mit 41,2 Prozent und Lettland
mit 40,3 Prozent. Die schwächsten
Werte der Europäischen Union
hatten Luxemburg mit 9,06 Pro-
zent, Malta mit acht Prozent und
die Niederlande mit 7,4 Prozent.

Wenn man jedoch die Spezifität
Luxemburgs berücksichtigt, ein
kleines dicht bebautes Land, er-
scheint das Großherzogtum in ei-
nem besseren Licht.

Wie bereits erwähnt ist inner-
halb von fünf Jahren die Anzahl der
Solarstromanlagen um 57 Prozent
gestiegen. Genug, um das Groß-
herzogtum „auf Platz sieben in der
Europäischen Union bei der Fo-
tovoltaikkapazität (222,6 W pro
Kopf)" zu platzieren, hält Claude
Turmes fest.

Wenn man die Windkraftanla-
gen pro 1000 Einwohner misst, so
ist Luxemburg für das Jahr 2018 auf
dem 15. Platz von 28 mit 196,4 kW.
Damit befindet sich Luxemburg in
der Nähe von Ländern, die die
Möglichkeit von Offshore -Wind-
parks besitzen, wie Frankreich
(Platz 14) oder die Niederlande
(Platz elf).











KAMPF GEGEN KORRUPTION Luxemburg landet unter 180 Staaten auf Platz neun
Eric Hamus
Im neuesten Korruptionsindex
von Transparency Internatio-
nal landet Luxemburg wie im
Vorjahr wieder auf dem
neunten Platz. Damit gehört
das Großherzogtum zu den
weltweit „saubersten" Staaten,
was die öffentliche Wahrneh-
mung angeht. Auf EU -Ebene
besteht aber noch Nachholbe-
darf.
Die Kriminologie definiert Kor-
ruption als „Missbrauch eines öf-
fentlichen Amtes, einer Funktion
in der Wirtschaft oder eines poli-
tischen Mandats zugunsten eines
anderen, auf dessen Veranlassung
oder in Eigeninitiative, zur Erlan-
gung eines Vorteils für sich oder
einen Dritten, mit Eintritt oder in
Erwartung des Eintritts eines
Schadens oder Nachteils für die
Allgemeinheit oder für ein Unter-
nehmen". Eine Definition, die so
undurchsichtig ist wie die Struk-
turen, in denen Korruption ge-
deiht.

Transparency International ver-
sucht es mit einereinfacheren De-
finition: Korruption sei der
Missbrauch anvertrauter Macht
zum privaten Nutzen oder Vor-
teil. So heißt es zumindest im ak-
tuellen Bericht des

,gemeinnützigen Vereins, der sich
der weltweiten Bekämpfung der
Korruption verschrieben hat. An-
lass der Mitteilung ist die Veröf-
fentlichung des jüngsten
Korruptionsindexes, der das
wahrgenommene Korruptionsni-
veau im öffentlichen Sektor von
180 Staaten vergleicht. Laut die-
sem Index landet das Großher-
zogtum erneut auf einem
hervorragenden neunten Platz.

Der Index geht von 0 bis 100
und stützt sich auf Umfragen und
Untersuchungen, die von zwölf
Institutionen durchgeführt wur-
den. Dazu wurden nicht nur Ge-
schäftsleute und Länderanalysten
befragt, sondern auch Umfragen
mit Experten aus dem jeweiligen
In- und Ausland einbezogen, wie
etwa der Weltbank und des Welt-
wirtschaftsforums. Somit spiegelt

das Resultat vielmehr persönliche
Wahrnehmungen wider als eine
Tatsache. Objektive Indikatoren
zur Messung von Korruption gibt
es laut der Vereinigung nämlich
nicht. Luxemburg kommt im ak-
tuellen Index auf 80 Punkte.
Zwar verliert das Großherzogtum
gegenüber dem Vorjahr einen
Punkt, bleibt dem neunten Platz
aber erhalten. Gegenüber 2017 ist
es sogar ein Verlust von zwei
Punkten, nachdem das Land in
den Jahren zuvor etwas zulegen
konnte. 82 war bisher denn auch
die höchste Punktzahl, die das
Großherzogtum seit der Einfüh-
rung der neuen Tabellenrechnung
im Jahr 2011 erreichen konnte.
Nichtsdestotrotz wird Luxemburg
von Transparency International
weiter als „very clean" eingestuft.

Den neunten Platz muss sich
das Großherzogtum dieses Jahr
mit der Bundesrepublik Deutsch-
land teilen, die gleich zwei Plätze
gegenüber dem Vorjahr gutma-
chen konnte.

Überhaupt schneiden die Staa-
ten der Europäischen Union mit
einem Durchschnittswert von 66
Punkten recht gut ab im interna-
tionalen Vergleich. Der weltweite
Schnitt liegt nämlich nur bei 43.
Mit nur 32 Punkten ist die Region
von Subsahara -Afrika Schluss-
licht.

Dänemark und \
\ nuceehnd- a

Spit7e

Den Spitzenplatz im Länderver-
gleich belegen Dänemark und
Neuseeland mit jeweils 87 Punk-
ten. Es folgen Finnland (86), Sin-
gapur (85), Schweden (85) und die
Schweiz (85). Norwegen (84) und
die Niederlande (82) runden zu-
sammen mit Luxemburg und
Deutschland die Riege der „sehr
sauberen" Staaten ab. Belgien lan-
det mit 75 Punkten auf Rang 17,
während sich Frankreich (69) den
23. Platz mit den Vereinigten Staa-
ten teilen muss und nur knapp vor
Chile und Bhutan liegt.

Am härtesten scheint die Kor-
ruption in•Venezuela (16), Jemen
(15), Syrien (13), Südsudan (12)
und Somalia zu wüten. Der Staat
am Horn von Afrika landet mit
nur neun Punkten abgeschlagen
auf dem letzten Platz. Von den
europäischen Staaten hingegen lie-
gen Rumänien und Ungarn mit je-
weils 44 Punkten nur knapp über
dem weltweiten Schnitt. Bulgarien
schneidet von allen EU -Staaten
mit 43 Punkten am schlechtesten
ab und landet mit Jamaika und Tu-
nesien auf Platz 74.

„Auch wenn Europa mit 66 von
100 Punkten den besten Durch-
schnitt aller Regionen aufzeigt, ist
die EU nicht immun gegen Korrup-
tion", heißt es im aktuellen Bericht.
Lob gibt es aber für Griechenland
und Italien. Beide Länder hätten
mit konkreten Verbesserungen wie
etwa der Gründung einer Anti-Kor-
ruptionsbehörde einen deutlichen
Sprung nach oben machen können.
Innerhalb der letzten sieben Jahre
konnte Italien somit elf Punkte auf-
holen und landet dieses Jahr mit 53
Punkten auf Platz 51. Griechen-
land (48) konnte in der gleichen
Zeit sogar zwölf Punkte gutma-
chen.

„Dafür aber haben die ehemali-
gen kommunistischen Staaten in
der EU Probleme, die Korruption
im Land wirksam zu bekämpfen",
schlussfolgert Transparency Inter-
national. Polen (58), Ungarn und
Rumänien wurden etwa Bestre-
bungen zum Verhängnis, die Un-
abhängigkeit der Justiz zu
untergraben. „Damit sind diese
Staaten kaum in der Lage, Kor-
ruption auf höchster Ebene zu be-
kämpfen", so das Fazit der
Vereinigung. In Tschechien sei
hingegen Premierminister Andrej
Babis negativ aufgefallen, als er öf-
fentliche EU -Gelder in Unterneh-
men lenkte, die sich in seinem
Besitz befanden.

Transparency International be-
tont aber auch, dass eine hohe
Punktzahl nicht vor Korruption
schützt. Luxemburg wird in dieser
Hinsicht zwar nicht namentlich
genannt, jedoch werden die



Schweiz, Island und Dänemark als
Beispiele angeführt. Diese Staaten
zeigten, dass zwar die öffentliche
Hand größtenteils sauber, die
Wirtschaft aber nicht frei von Kor-
ruption und Geldwäsche sei. „In-
tegrität zu Hause ist nicht immer
gleich Integrität im Ausland",
schlussfolgert die Vereinigung in
ihrem Bericht. Jüngste Vorfälle
hätten gezeigt, dass Unternehmen
aus den vermeintlich sauberen
Staaten im nördlichen Teil Euro-
pas im Ausland aber gerne mit
schmutzigen Tricks arbeiten.



Wie René Elvinger aus ELTH in Steinsel
das Familienunternehmen Cebi formte
Von Marco Meng
Steinsel. In einem Alter, in dem an-
dere in Rente gehen; kaufte René
Elvinger 2011 die Elektronikfirma
Elth. Zu dieser. Zeit hatte er schon
mehr als 30 Jahre in dem Unter-
nehmen gearbeitet, deren Gene-
raldirektor er seit 1985 war. El-
vinger war damals 60 Jahre alt, als
er damit beauftragt wurde, das
Werk in Luxemburg zu verkaufen

- mit allen Gefahren, die das für
die Mitarbeiter "`bedeutet hätte.
Warum nicht selbst übernehmen,
sagte sich Elvinger. Um die Grup-
pe zusammenzuhalten und nach
kurzer Überlegung - und einiger
Überzeugungsarbeit bei Banken -
kaufte Elvinger die ganze Unter-
nehmensgruppe selbst. „Es war

HIDDEN
CHAMPIONS

damals keine leichtfertige Ent-
scheidung", sagt der Unterneh-
mer, „aber heute kann ich sagen,
es war eine gute und richtige Ent-
scheidung."

Obwohl -jeder irgendwie ein
Cebi-Produkt besitzt, sei es im Au-
to oder eingebaut in einem Haus-
haltsgerät,' ist das Unternehmen
nur den wenigsten ein Begriff. Wer
ein europäisches Auto fährt und
sein Auto verschließt, der schließt
mit ziemlicher Sicherheit auch ein
Tankklappenschloss und. Heck-
klappenschloss, das von Cebi her-
gestellt wurde. Bei Waschsyste-
men, Temperatursensoren oder
Schließsystemen für Tank- und
Heckklappen ist Cebi europäi-
scher Marktführer und gehört auch
weltweit zu den größten Anbie-
tern.

Plötzlich nicht nur Chef,
sondern auch Eigentümer

Vom Angestellten zum Chef und
Eigentümer war es ein gewaltiger
Sprung. Elvinger konnte dabei von
seiner Erfahrung zehren, schließ-
lich hatte er bis dahin schon einige
Werke der Elth-Gruppe aufgebaut.

„Dann aber das alles zu überneh-'
men, das war schon anders”, gibt
Elvinger zu. Doch der Übergang sei
fast lautlos vonstatten gegangen, so
Elvinger, sodass man im Werk Lu-
xemburg eigentlich wenig spürte,
dass ein Eigentümerwechsel statt-
fand.

Was mit einer kleinen Fabrik in
Steinsel 1976 für elektromechani-
sche Komponenten begann, ist in -1.
zwischen eine Weltfirma mit Wer-'
ken in Luxemburg, Brasilien, Itali-
en, Schweiz, Polen Spanien, .Me-
xiko und bis nach China und ins-
gesamt 3 500 Mitarbeitern, davon
etwas mehr als 600 in. Luxemburg.
Als neuer Eigentümer taufte El-
vinger das Unternehmen in Cebi
um. Das Unternehmen beliefert die
gesamte europäische Automobil -
und Haushaltsgeräteindustrie mit
elektromechanischen Komponen-
ten: Abnehmer sind Volkswagen,
der größte Kunde, bis zu Herstel-
lern von Kühlschränken, Öfen oder
Waschmaschinen. Wichtigster
Kunde bleibt aber die Autoindust-
rie: mit ihr macht Cebi 87 Prozent
seines Umsatzes von zuletzt 471
Millionen Euro (2018). Auf Haus-
haltsgeräte entfallen neun Prozent,
auf Ventilation drei Prozent des
Umsatzes. Bislang macht Elektro-
mobilität ein Prozent der Ge-
schäftstätigkeit aus.

Allein das Werk in Steinsel
stellt jeden Tag 300 000 Fertig-
produkte her. Unter anderem
produziert die Cebi-Gruppe Öl-
druckschalter, Thermostatventile,
Umlaufpumpen, Vakuumpumpen,
Lüftermotoren für Ofen und Kühl-
schränke, Temperatursensoren für
Wasser, Diesel oder Öl, Expansi-
onsbehälter für Kühlwasser und
Behälter für Bremsflüssigkeiten.

Elvingers Kinder Paul und Lynn
sind inzwischen in das Unterneh-
men eingestiegen. Erst Paul, der
Wirtschaft studierte, dann 2012
Lynn, die Jura studiert hat und ge-
rade erste Erfahrungen als Rechts-
anwältin sammelte. „Es war ja bei
uns nicht so wie bei einem Fami-
lienunternehmen, wo es den Kin-
dern schon früh klar ist, dass sie
vielleicht in die Fußstapfen der El-
tern treten." Als Kind, gibt Lynn zu,

hatte sie nie den Berufswunsch,
Unternehmerin zu werden. „2011
kam das dann natürlich etwas
plötzlich für uns, aber wir wurden
nicht gezwungen, ins Unterneh-
men zu kommen, wir waren frei in
unserer Entscheidung." Elvinger
tritt zwar allmählich kürzer; ein
konkretes Datum für seinen Rück-
zug verrät er allerdings nicht.

Millioneninvestition
in den Standort Steinsel

Beim Gang durch die Werkshallen
fällt gleich auf: Man sieht deutlich
mehr Frauen als Männer an den
Maschinen. Und der Schein trügt
nicht: Insgesamt arbeiten in Lu-
xemburg rund 100 Frauen mehr als
Männer, wobei die meisten Mit-
arbeiter, mehr als 300, aus Lu-
xemburg selbst kommen. In Stein -
sel hat Cebi jetzt zwölf Millionen
Euro investiert, unter anderem in
ein neues Forschungs- und Ent-
wicklungszentrum mit einer Flä-
che von 2 400 Quadratmetern.
Auch in China, wo Cebi immerhin
neun Prozent seines Umsatzes
macht, entsteht gerade ein neues
Gebäude. Die beiden größten
Märkte für Cebi sind Deutschland
und Frankreich. 15 Prozent des
Umsatzes erwirtschaftet das Un-
ternehmen außerhalb Europas und
Chinas. Da Cebi auch Teile her-
stellt, die für Dieselmotoren ge-
braucht werden, spürt das Unter-
nehmen die derzeitige Unsicher-
heit auf dem Automarkt. „Es
herrscht eine große Ungewiss-
heit", sagt Elvinger. „Das hat nicht
nur mit der Elektromobilität zu
tun, sondern insgesamt mit der
Frage, welche Antriebe künftig ge-
braucht werden." So baue Toyota
beispielsweise zwar Hybridautos,
aber keine reinen Elektroautos,
und forsche am Wasserstoffan-
trieb. Die große Frage sei deswe-
gen, welcher Antrieb in zehn Jah-
ren Vorrang habe.

Für die Cebi-Gruppe bedeutet
dabei E -Mobilität nicht uribedingt
weniger Geschäft: Zwei Teile, die
direkt im Verbrennungsmotor
verwendet werden, zum Bei-
spiel Temperaturschalter, könn-
ten wegfallen und ersetzt werden
von zehn Temperaturgebern für
die Kühlung von Batterien. Und die
Elektromotoren für Fensterheber,
die Cebi herstellt, werden auch im
E -Auto gebraucht. Bei Pumpen für
Scheibenwischanlagen ist Cebi
ebenfalls führend. Auch dieses
Geschäft könnte wachsen: Denn
kommt das selbstfahrende Fahr-
zeug, müssen die ganzen Kame-
ras, die ein solches Auto hat, ge-



reinigt werden. Das Kompetenz-
zentrum für Waschsysteme hat
Cebi in Luxemburg. Auch die Kli-
maanlage wird bleiben.

„80 Prozent unserer Produktion
findet in Westeuropa statt", sagt
Elvinger. Liegt denn nicht die Ver-
lockung nah, in günstige Länder
wie Vietnam oder Indien die Pro-
duktion zu verlagern? „Wir sind
hier nahe am Kunden", sagt El-
vinger, gibt aber gleichzeitig auch
zu bedenken: „Polen liegt aber nä-
her an vielen Autoproduktions-
stätten als Luxemburg." Elvinger
weiter: „Wenn wir nichts mehr
fertigen in Europa, wenn keine
Autos mehr in Europa gebaut wer-
den, wird das Ganze schwierig."
Die Initiative der EU -Kommission
für einen europäischen Mindest-
lohn begrüßt Elvinger, der 2013
vom Luxemburger Industriever-
band Fedil zum „Unternehmer des
Jahres" gekürt worden war.

Einige der Anlagen in den Cebi-
Werkshallen in Steinsel laufen im

Drei -Schicht -System. Die Leucht-
schrift über der Produktionslinien
verrät, für wen gerade etwas her-
gestellt wird: Hier Ford, dort
Daimler, und an der nächsten Li-
nie für Chrysler. Neben elf Fabri-
ken verfügt Cebi auch über ein
Werk, wo das Unternehmen seine
eigenen Spezialwerkzeuge und
Fertigungslinien entwickelt und
herstellt. So bleibt wichtiges
Know-how im Haus.

„Man braucht eine bestimmte
Menge, die man herstellt, um au-
tomatisieren zu können", erklärt
Elvinger. Und da die Sensoren, die
in Steinsel produziert werden,
leicht sind, kann man sie von hier
aus auch einfach in alle Welt ver-
schicken. Bei größeren Produkten
wie Wasserbehälter muss man
hingegen nah am Abnehmer sein.
Sie werden darum nur noch zum
Teil in Luxemburg hergestellt,
aber auch in Polen, Spanien und
Italien, Brasilien, China und

Mexiko. „Es gibt auch Teile, für
die wir die Produktion nicht au-
tomatisieren können." Das liegt
auch an den Fahrzeugherstellern,
die für bestimmte Stecksysteme
keinen gemeinsamen Standard
haben.
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Neuerungen in Autoindustrie wie
auch in der Haushaltsgerätein-
dustrie bedeuten für Cebi, neue
Teile und modifizierte Teile, wäh-
rend andere wegfallen. „Alles ist in
Bewegung, und das ist auch gut so",
sagt Elvinger. Waren in Wasch-
maschinen früher sechs Bimetall-
schalter eingebaut, läuft heute al-
les über einen Elektroniksensor.
Das Teil, das übrigens von Cebi
am häufigsten produziert wird -14
Millionen Exemplare pro Jahr - ,
ist ein Temperatursensor für die
Fahrzeugindustrie.

Die Gruppe zu
kaufen, war eine
richtige
Entscheidung.

Auf einen Blick
Aus der 1976 von ausländischen In-
vestoren in Steinsel gegründeten
Aktiengesellschaft Elth (das Kürzel
stand für Electro-Thermostat) mach-
te René Elvinger 2011 Cebi - ein
Fantasiename, der sich leicht merken
lässt. 2013 wurde Elvinger vom Un-
ternehmerverband Fedil als „Unter-
nehmer des Jahres" ausgezeichnet.
Cebi ist unter anderem europäischer
Marktführer für Thermostate, die in

Autos, Klimaanlagen, Waschmaschi-
nen und Geschirrspülern eingebaut
sind. Thermostate, Pumpen und Hei-
zungen gehören unter anderem zur
Produktpalette des Konzerns, der
3 500 Mitarbeiter weltweit hat (600

in Luxemburg) und elf Produktions-
standorte. Neben sieben Forschungs-
und Entwicklungszentren besteht,
auch ein Entwicklungszentrüm für
die eigenen Fertigungslinien. 2018
erwirtschaftete Cebi einen Umsatz
von 471 Millionen Euro.
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Saarländische Sparkassen -Mutter möchte Kunden aus dem Großherzogtum gewinnen
Von Hans Giessen
Trier/Saarbrücken. Die Landesbank
des Saarlandes (SaarLß) definiert
sich als Mittelstandsbank, die
grenzüberschreitend aktiv ist. Aus
diesem Grund sollen in Zukunft
verstärkt Firmenkunden aus Lu-
xemburg angesprochen werden. In
einem ersten Schritt sind die Saar-
länder noch vorsichtig und eröff-
nen eine Dependance in Trier, von
wo aus man, wenn die Luxem-
burg -Pläne scheitern sollten, im-
mer noch eine gleichzeitig ange -

dachte Expansion in Richtung Mo-
selraum, Hunsrück und Eifel wei-
terführen kann.

Expansion bedeutet, die kleins-
te deutsche Landesbank möchte
wachsen: Gerade einmal 3 000 Pri-
vatkunden haben neusten Daten
zufolge ihr Geld bei der SaarLß an-
gelegt, davon sind etwa ein Drittel
Mitarbeiter und Ehemalige der
Bank - allerdings gibt es auch be-
sonders wohlhabende Kunden, die
sich die SaarLß bewusst ausge-
sucht haben, weil diese Adresse
exquisiter erscheint als die lokale
Sparkasse.

Suchenac;hik e;atkve.:

Um zu überleben, muss die Bank
aber verstärkt kreative Nischen
suchen - und so effizient wie mög-
lich agieren. Ein Schritt in diese
Richtung: Im Frühjahr 2019 hat die
Bank angekündigt, das Privatkun-
dengeschäft weitgehend aufgeben
zu wollen. Alle Privatkunden - au-
ßer einigen sehr wohlhabenden

Spezialkunden - werden an die lo-
kale Sparkasse übergeleitet, die
dafür umgekehrt auch eine ange-
messene Vergütung an die SaarLß
gezahlt hat. Das geht im Einzelfall
nicht ohne böses Blut, zumal Lan-
desbank -Kunden das Besondere
suchen und in der Regel sehr
selbstbewusst sind - sie wollen
nicht, dass man mit ihnen um-
springt, als seien sie Verhand-
lungsmasse. Dennoch schien der
SaarLß dieser Schritt notwendig zu
sein.

Denn der Entschluss, unabhän-
gig zu bleiben, erforderte einen
Strategiewechsel. Wo sich die gro-
ßen Landesbanken als „global
player" etablieren wollten, ent-
schied sich die SaarLß gezielt, in
die Region zu gehen. Weil der Os-
ten Frankreichs von Paris aus zu
abseitig und wohl auch zu krisen-
belastet erschien, nutze die SaarLß
Nischen, die sich dort auftaten.
Heute ist sie mit dem Lothringen -
Geschäft, wo gezielt Firmenkun-
den angesprochen werden, offen-
bar recht erfolgreich. Deutlich
mehr als ein Drittel des Umsatzes
wird im grenzüberschreitenden
Geschäft erwirtschaftet.

Die Ausweitung auf andere Ge-
biete der Großregion scheint da-
her folgerichtig. Dies sind das be-
nachbarte deutsche Bundesland
Rheinland-Pfalz sowie Luxem-
burg. Dass nun eine Filiale in Trier
eröffnet wird, zielt auf beide
Märkte. Thomas Bretzger, Vor-
standsvorsitzender der SaarLß,

betont, dass die Bank „grenzüber-
schreitend neben Frankreich jetzt
auch Richtung Luxemburg unter-
wegs" sei. Das Großherzogtum
wohlgemerkt nicht als Standort,
um etwa Fonds aus dem Saarland
zu verwalten, sondern als Markt.
Explizit will man luxemburgische
Firmen ansprechen, die Kredite
benötigen. Und natürlich auch
deutsche Firmen, die nach Frank-
reich und Luxemburg streben. So
steht nach wie vor die Frankreich -
Kompetenz im Vordergrund, und
die Trierer Dependance richtet
sich auch stark an diese Klientel.
Neben Trier werden übrigens auch
neue Filialen in Koblenz und
Mannheim eröffnet. Auf der an-
deren Seite will die SaarLß nach
dem Grand Est nun auch die Re-
gion Dijon ins Visier nehmen.

Fraglich ist, ob die spezifischen
Chancen, die Lothringen geboten
hat (und immer noch bietet), auch
auf Luxemburg zutreffen. Zumin-
dest dürfte der Luxemburger
Markt für die Saarländer ungleich
schwieriger werden.

Die SaarLß hatte 2018 eine Bi-
lanzsumme von 15,3 Milliarden Eu -
ro; das Vorsteuerergebnis lag bei
42,4 Millionen Euro. Derzeit hat
die Bank rund 520 Mitarbeiter -
davon auch Saarländer, die zuvor
bei luxemburgischen Banken ge-
arbeitet haben und nun die langen
Anfahrtswege und morgendlichen
Staus vermeiden können.
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In Luxemburg wurden noch nie so viele Fahrzeuge zugelassen wie 2019
Von Jörg Tschürtz
Die heimische Autobranche blickt
auf ein Rekordjahr zurück: Mehr
als 55 000 Autos wurden 2019 neu
zugelassen, so viele wie noch nie
zuvor. Das geht aus aktuellen Zah-
len des Statec hervor. Bereits An-
fang Dezember hatte sich abge-
zeichnet, dass 2019 in die Ge-
schichtsbücher eingehen könnte.
2018 lag die Zahl der Neuanmel-
dungen noch bei 52 800. Die be-
liebtesten Hersteller bei Luxem-
burger Autokäufern waren auch
2019 die deutschen Marken Volks-
wagen (6 643 Fahrzeuge), Merce-
des (5 058) und BMW (4 856).

:,,., a:: i=.:',•.:.<.s::: h t;U..Vorgaben

Auch Fahrzeuge mit alternativen
Antrieben finden mehr und mehr
Abnehmer. So wurden vergange-
nes Jahr 461 Elektroautos der Mar-
ke Tesla in Luxemburg angemel-
det, fünfmal mehr als noch 2018.
Laut einem Bericht der Europäi-
schen Umweltagentur, der im
April 2019 veröffentlicht wurde,
schaffen sich die Konsumenten in
Luxemburg häufig schwere und
PS-starke Autos an. Große Autos
mit starken Motoren und hohem
Spritverbrauch wie SUVs oder
Geländewagen führen jedoch zu
einem höheren Ausstoß des kli-
maschädlichen Kohlendioxids.
Für Philippe Mersch, den Chef des
Autohändlerverbands Fedamo hat

das positive Jahresergebnis meh-
rere Gründe: „Natürlich treiben
das anhaltende Bevölkerungs-
wachstum und die gute wirt-
schaftliche Entwicklung die Nach-
frage nach Autos an", so Mersch.

Daneben sieht er auch einen
Sondereffekt durch die EU -weite
Regelung,. die vorsieht, dass die
durchschnittlichen Emissionen der
neu zugelassenen Fahrzeuge eines
Herstellers den gesetzlich fixier-
ten Grenzwert von 95 Gramm CO2
pro gefahrenen Kilometer ab 2021
nicht überschreiten dürfen. Da nur
Fahrzeuge, die nach dem 1. Januar
2020 zugelassen wurden, in diese
Berechnung einfließen, war die
Motivation der Hersteller groß,

möglichst viele Autos vor dem
Stichtag zu verkaufen, zum Bei-
spiel durch die Gewährung von
Rabatten.

Entsprechend erfolgreich ver-
lief der Dezember. Mersch ist vor-
sichtig optimistisch für das kom-
mende Jahr. „Aber ob die Ent-
wicklung anhält, kann man noch
nicht sicher sagen. Wenn Firmen-
wagen, die 2020 angemeldet wer-
den, tatsächlich bald durch eine
Gesetzesänderung in eine höhere
Steuerklasse fallen werden, kann
sich das negativ auf die Verkaufs-
zahlen auswirken", sagt er.

Gesetzesänderung
könnte sich für
Händler negativ
auswirken.
Philippe Mersch
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Flughafen Luxemburg verzeichnet erneut Passagier-Rekord 

Der Flughafen Luxemburg hat 2019 abermals einen neuen Rekord aufgestellt. Mehr als 4,4 Millionen 

Passagiere wurden verzeichnet. 

(jt) - Der Flughafen Luxemburg hat 2019 abermals einen Passagierzuwachs verzeichnet. Im Vorjahr kamen 4,4 

Millionen Passagiere am Findel an oder flogen von dort weg. Das ist ein Plus von neun Prozent gegenüber 

2018. Rekordmonat war der Juli mit insgesamt 430.000 Fluggästen. 

 

Die Verantwortlichen von Lux-Airport führen den neuerlichen Zuwachs bei der Passagierzahl auf neue 

Flugverbindungen unter anderem nach Marseille, Stockholm oder Edinburgh zurück. 2020 kommen weitere neue 

Routen hinzu. Unter anderem will Luxair dieses Jahr Brindisi, Florenz, Montpellier und Nantes in seinen Flugplan 

aufnehmen. Dadurch dürfte das Passagieraufkommen abermals steigen. 

Insgesamt werden am Flughafen Findel mittlerweile 89 Destinationen angeboten. In den kommenden Jahren soll 

zudem eine neue "Airport City" sowie eine Tram-Haltestelle im Umkreis des Flugfelds entstehen. 

 

https://www.wort.lu/de/business/luxair-bietet-konkurrenz-die-stirn-5de55b5cda2cc1784e35121b
https://www.wort.lu/fr/luxembourg/le-futur-visage-du-findel-se-precise-5d8365cbda2cc1784e34bcd8
https://www.wort.lu/fr/luxembourg/le-futur-visage-du-findel-se-precise-5d8365cbda2cc1784e34bcd8




2020 kommen weitere neue Routen hinzu
Der Flughafen Luxemburg hat 2019
abermals einen Passagierzuwachs
verzeichnet.

Im Vorjahr kamen 4,4 Millio-
nen Passagiere am Findel an oder
flogen von dort weg. Das ist ein
Plus von neun Prozent gegenüber
2018. Rekordmonat war der Juli mit
insgesamt 430 000 Fluggästen. Die

Verantwortlichen von Lux -Air-
port führen den Zuwachs auf neue
Flugverbindungen unter anderem
nach Marseille, Stockholm oder
Edinburgh zurück. 2020 kommen
weitere neue Routen hinzu. Unter
anderem will Luxair dieses Jahr
Brindisi, Florenz, Montpellier und
Nantes in ihren Flugplan aufneh-

men.
Insgesamt werden am Flugha-

fen Findel mittlerweile 89 Desti-
nationen angeboten. In den kom-
menden Jahren soll zudem eine
neue „Airport City" sowie eine
Tram -Haltestelle im Umkreis des
Flugfelds entstehen. jt
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LUXEMBURGER NATIONALBIBLIOTHEK 

Darauf haben die Studenten nur gewartet 
 VON JOCHEN ZENTHÖFER 

 
Ein Lesevergnügen Foto © Bibliothèque du Luxembourg 

 

Nun hat auch Luxemburg einen beeindruckenden Neubau für seine Nationalbibliothek. Der Service und 

die Wertschätzung gegenüber dem Gedruckten ist beeindruckend. Hochschulen sollten sich diese 

Institution genau anschauen. 

Trotz der fortschreitenden digitalen Verfügbarkeit von Texten werden weiterhin neue Gebäude für 

Nationalbibliotheken gebaut. So eröffnete Ende 2018 in Helsinki die Zentralbibliothek „Oodi“ (deutsch: Ode), deren 
offene Architektur eine lichtdurchflutete Landschaft fürs Lesen, Lernen und Miteinanderkommunizieren bietet. 

Kurz zuvor war die neue Athener Bibliothek eingeweiht worden, in Jerusalem wird eine neue Bibliothek gerade 

gebaut, ebenso in Oslo, beide entstehen im Zentrum der Städte. Alle Neubauten haben das erklärte Ziel, Menschen 

anzuziehen und einzuladen – nicht nur zum Bücherentleihen, sondern ebenso zum Verweilen. 

Auch in Luxemburg wurde jetzt ein neues Gebäude für die „Bibliothèque nationale“ geschaffen, es befindet sich auf 
dem Kirchberg und entwickelt sich zu einem kulturellen Leuchtturm zwischen Banken, Investmentgesellschaften 

und EU-Institutionen. In der Nähe der Bibliothek befinden sich auch Teile der Universität Luxemburg, deren 

Hauptcampus in Esch-Belval städteplanerisch missglückt ist, sowie das Max-Planck-Institut für internationales, 

europäisches und regulatorisches Verfahrensrecht. Wer das Gebäude betritt, sieht auf den verschiedenen Etagen 

und in den elf reservierbaren schalldichten Kommunikationsräumen viele Studenten. Sie belegen auch die 

Audiokabinen, in der sie Lernhilfen abhören. Von der obersten Ebene haben sie einen spektakulären Blick auf die 

Umgebung, unter anderem auf das vom deutschen Architekten Gottfried Böhm entworfene Bürogebäude der 

Deutschen Bank – vielleicht ihr künftiger Arbeitgeber. 

Die Besucher werden geradezu aufgesaugt 

Neben luxemburgischen Unternehmen waren vor allem deutsche Architekten und Ingenieurbüros für den Bau des 

neuen Gebäudes verantwortlich, das städtebaulich geschickt in die Umgebung eingepasst wurde. Hinter den 

Theken zur Information und zur Buchausleihe warten freundliche Mitarbeiter, die, allesamt fließend viersprachig, 

https://www.faz.net/aktuell/karriere-hochschule/thema/studenten
https://www.faz.net/aktuell/karriere-hochschule/luxemburger-nationalbibliothek-darauf-haben-die-studenten-nur-gewartet-16592756/ein-lesevergnuegen-16592782.html


helfen und unterstützen. Warteschlangen sind selten. In den ersten 13 Wochen hatte das neue Gebäude schon 

75.000 Besucher. Es gab Hunderte neuer Anmeldungen zur kostenfreien Bibliotheksnutzung. 

Viele Bücher und Fachzeitschriften stehen in Freihandmagazinen, thematisch geordnet, aber sprachlich gemischt, 

in Französisch, Deutsch, Englisch und Luxemburgisch. Im Erdgeschoss finden sich Zeitungen und Magazine aus 

diesen und anderen Sprachen. Das Leitsystem besteht aus einem Steckystem modularer Schriftwürfel, das an die 

Setzkästen des frühen Buchdrucks erinnert. Gelochte, weiß emaillierte Ziegel wirken schallabsorbierend und 

unterstützen zugleich die Wärmespeicherung. 

An solchen Orten hat man das Gefühl, dass Buch und Zeitung auch in gedruckter Form und als haptisches Erlebnis 

noch eine Zukunft haben – und dass gerade Studenten das genauso sehen und fühlen. Man kann das kleine 

Großherzogtum zu diesem großartigen Bau nur beglückwünschen. 

 





 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

TOURISMUS UND 

GASTRONOMIE 
 

 

 

 

 

 

 







 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

VERSCHIEDENES 
 

 

 

 

 

 

 



Ein Gespräch mit Mil Lorang,
dem Autor von „Luxemburg im Schatten der Shoah"
LUXEMBURG
CLAUDE KARGER

Luxemburg im Schatten der Shoah" heißt das Buch des
Publizisten und ehemaligen OGBL-Pressesprechers Mil
Lorang, das Ende vergangenen Jahres bei Editions Phi
erschien. Auf rund 200 Seiten behandelt Lorang die Ge-

schichte der Judenverfolgung im Großherzogtum. Wir haben uns
mit dem Autor über das Werk unterhalten.

Herr Lorang, wie kamen Sie dazu, ein solches Buch zu ma-
chen?

MIL LORANG Nachdem ich im März 2016 dem Verwaltungsrat

von Memo Shoah Luxembourg beigetreten war, habe ich damit be-
gonnen, die Verfolgung der Juden hierzulande unter der Nazi -Ok-
kupation aufzuarbeiten. Aus dieser Recherche sind eine Reihe Ar-

tikel entstanden, die im „Tageblatt" veröffentlicht wurden. Da in
diesen Beiträgen Themen behandelt wurden, die der breiten Öf-
fentlichkeit nicht bekannt waren, wurde mir von Mitgliedern des
MemoShoah-Komitees nahegelegt, aus den Artikeln ein Buch zu

machen, an dem ich über drei Jahre gearbeitet habe.

Wie schwierig waren die Recherchen?
LORANG Der damalige Präsident von MemoShoah, Henri Juda,

hat mir sehr viel Material ausgeliehen, auch Bücher, die längst ver-
griffen waren. Im Rahmen von Memo Shoah habe ich Personen
kennengelernt, die ich wahrscheinlich sonst nie kennengelernt
hätte, etwa den langjährigen Verwalter des Archivmaterials des jü-
dischen Konsistoriums. Über diese Kontakte habe ich Zugang zu
Archivmaterial und zu weiterführenden Quellen bekommen. An-

dere Personen haben mir private Archivdokumente zur Verfügung
gestellt, die sonst nirgends zu finden sind. Die Deportationslisten
habe ich neu erstellt, aber natürlich die wertvolle Arbeit von Paul
Cerf aus den 1970 er und 1980 er Jahren sowie von anderen Histori-
kern zum Vergleich herangezogen. Die Listen wurden aber auch
mit den Datenbanken und zum Beispiel Ghettoeingangslisten ab-
geglichen, die den früheren Forschern noch nicht zugänglich wa-

ren, da es damals noch kein Internet gab. Ohne den Kontext Me-
mo Shoah hätten also die Artikel und auch das Buch nicht entste-
hen können. Aber natürlich muss man die Recherchearbeit und die
Verfassung der Artikel selbst durchführen. Und das nimmt hun-
derte von Stunden in Anspruch, in diesem Fall weit über tausend.

Welches Gesamtbild ergeben Ihre Recherchen denn zur Ein-
stellung der Luxemburger gegenüber der Judenverfolgung?

LORANG Das ist schwer zu sagen. Man kann ja gar nicht wis-
sen, was jeder Einzelne so denkt. Aus meiner Erfahrung kann ich
sagen, dass die Menschen, die sich schon von sich aus für das The-
ma interessieren, natürlich offen sind für neue Erkenntnisse auf

diesem Gebiet. Anderseits gibt es viele Menschen, die sich noch

nie mit dem Thema auseinan-
dergesetzt haben, die vielleicht
auch noch nie in ihrem Leben
einer jüdischen Person begeg-
net sind. Dort können die Re-

aktionen von tiefer Betroffen-
heit über Relativierung bis hin
zu Skepsis reichen.

Was ist zu tun, um die Erinnerung an das
Unvorstellbare aufrecht zu erhalten?

LORANG So wichtig periodische Holo-
caust -Gedenkfeiern auch sind, werden sie
nicht ausreichen, um die Singularität dieses
unglaublichen Verbrechens gegen die
Menschlichkeit im kollektiven Bewusstsein
wach zu halten. Das ist übrigens auch wahr
für die klassische Gedenkkultur generell. Im
Falle des Holocaust müssen die jungen Men-
schen im Geschichtsunterricht an dieses
Thema herangeführt werden, aber auch,
wenn es geht, die noch bestehenden Lager
besuchen. Es geht in allererster Linie darum,

den jungen Menschen die Mechanismen na-
hezubringen, die zu einem Genozid führen
können. Denn wenn man die Geschichte ver-
gisst, kann sie sich wiederholen. Besonders
in einer Zeit, in der wiederum weltweit auto-
ritäre nationalradikale Bewegungen entste-
hen, die versuchen, die Gesellschaft in echte
und unechte Bürger aufzuteilen, ist es wich-

tiger denn je, in Erinnerung zu rufen, zu was solch segregierende
Ideologien führen können.

Rezente Recherchen von Historikern beweisen, dass auch Lu-

xemburger am Holocaust beteiligt waren. Die Geschichte der
Shoah ist also längst nicht
vollständig aufgearbeitet?
LORANG Es liegt in der Tat noch
vieles im Dunkeln, obwohl sich
sehr viele Forscher dem Thema
gewidmet haben. Es ist Fakt,

dass 14 Luxemburger im Reser-
ve -Polizei -Bataillon 101 dienten

und dazu noch in der besonders einsatzfähi-
gen 1. Kompanie. Von 150 Angehörigen dieser
Kompanie gehörten sie zu den 28 aktiven
Polizisten, also eindeutig zum harten Kern.



Die guten Führungszeugnisse der Beteiligten
zeigen, dass sie ihren Dienst in vollster Zu-
friedenheit ihrer NS-Hierarchie ausübten.
Nun ist auch Fakt, dass das RPB 101 an der.
Vernichtung der polnischen Juden beteiligt

war. Ich finde es extrem wichtig, dass die For-
schung darüber weiter getrieben wird, im In-
teresse der Wahrheit über eines der dunkels-
ten Kapitel der Menschheit. Wir müssen uns
dieser Wahrheit stellen, auch wenn sie für

manche sehr unbequem ist.

0 Am 29. Januar organisiert der OGBL, in Zusam-

menarbeit mit dem Nationalen Resistenzmuseum

(MNR) und Memo Shoah Luxembourg, eine Veran-

staltung zum Thema „Luxemburg im Schatten der

Shoah". Um 19.30 im Festsaal des OGBL („Maison

du Peuple"). Dabei stellt Mil Lorang auch sein
Buch vor.



Berger war 1994

erstmals ins Parla-

ment gewählt wor-
den und gehörte diesem 17 Jahre
lang an. Von 1999 bis 2004war er

in der damaligen CSV-DP-Regie-
rung Staatssekretär im Umwelt-
ministerium. 1992 hatte er als ers-
ter Luxemburger den Mount Eve-
rest, den höchsten Berg der Welt,

bestiegen. MaH

leben des liberalen
Politikers wurde
gestern während

der Parlamentsde-
batte verkündet.

Luxemburg. DP-Fraktionspräsident
Eugène Berger ist im Alter von 59

Jahren verstorben. Die traurige
Nachricht vom Ab-

DP-Fraktionspräsident unerwartet im Alter von 59 Jahren verschieden
Von MarcHoscheid

Die Nachricht vom Ableben von

DP-Fraktionspräsident Eugène
Berger traf das Parlament gestern
mitten ins Herz. Ausgerechnet
während einer Debatte über den
Index des Wohlbefindens musste

der stellvertretende Parlaments-
präsident Mars Di Bartolomeo
(LSAP), sichtlich emotional er-
griffen, die Sitzung mit dem Ver-

weis auf denTod des liberalen Po-

litikers unterbrechen.
Anschließend war es Chamber-

präsident Fernand Etgen (DP), der
die Sitzung wiedereröffnete und

diezuvor verkündete Nachricht

bestätigte. Mit tränenerstickter
Stimme sprach er der Familie im

Namen des gesamten Parlaments

sein „tiefstes Mitgefühl" aus. Da-

nach bat er alle Anwesenden, dem
Verstorbenen mit einer Schwei-

geminute zu gedenken und sich zu
erheben. Sofort danach hob Etgen

die Sitzung auf.
Eugène Berger war am 16. Ja-

nuar unerwartetmit schweren ge-
sundheitlichen Problemen ins
Krankenhaus eingeliefert und seit-

dem auf der Intensivstation be-
handelt worden.

Erster Luxemburger

auf demGipfel des MountEverest

Das erste Mal war der am 4. De-

zember 1960 in Bettemburg gebo-
rene Politiker 1994 für die Libera-
len in das Parlament gewählt wor-
den. Bekannt geworden war der als
Lehrer tätige Berger zuvor,weil er

am 1. Oktober 1992 als erster Lu-

xemburger den Mount Everest,

den höchsten Berg der Erde, er-

folgreich bestiegen und dafür im

selben Jahr den Titel „Sportler des
Jahres" erhaltenhatte.

Nach den Wahlen 1999 gingen
DP und CSV eine Regierungskoa-
lition ein und Eugène Berger

wechselte von der Chamber in die
Regierung. Er war dort bis, 2004

Staatssekretär im Umweltministe-
rium.

2004 erlebte er seinen ersten

und gleichzeitig größten politi-
schen Rückschlag. Bei der Wahl-

niederlage der Liberalen verlor er

seinen Sitz im Abgeordnetenhaus.
Auf der Südliste musste er dem da-
maligen Bürgermeister von Dif-
ferdingen ClaudeMeisch, der 1702
Stimmen mehr erhielt, den Vor-

tritt lassen.
Am 20. Dezember 2007 konnte

er dann seine Rückkehr ins Parla-
ment feiern. Dort ersetzte er Hen-

ri Grethen, der zum Europäischen
Rechnungshof wechselte. Von

diesemMomentan gehörte er dem
Parlament ununterbrochen etwas

mehr als zwölf Jahre lang an. Wäh-
rend er 2009 und 2013 direkt wie-

dergewählt wurde, rückte er 2018

für Pierre Gramegna nach, der in

der Neuauflage der Gambia-Re-

gierung erneut Finanzminister

wurde.

Berichterstatter des ersten

Haushalts von Blau-Rot -Grün

Nachdem er 2009 zu einem der
beiden Vizepräsidenten der DP-

Fraktion bestimmt worden war,
übernahm Berger 2013 den Chef-

posten, den er eigentlich zur Hälf-
te der laufenden Legislaturperio-
de an Gilles Baum abgeben sollte.
2014 war er unter anderem Be-

richterstatter zum ersten Haushalt

von Blau-Rot -Grün.
Eugène Berger, der 59 Jahre alt

wurde und in Peppingen lebte,
hinterlässt zweiKinder.
In zahlreichen Reaktionen zeig-

ten sich politische Institutionen,

Parteien und einzelne Politiker
betroffen über die Nachricht. Auf
ihrer Internetseite spricht die
Chamber der gesamten Familie
von Berger ihr tiefstes Mitgefühl
aus. In einer gemeinsamen Pres-

semitteilung von Fraktion und
Partei teilt die DP mit, dass Ber-

gersFamilie und die Menschen, die
ihm am Herzen lagen, im Augen-

blick seines Todes bei ihm waren,
um sich von ihm zu verabschie-
den. Mit ihm „verlässt uns
ein engagierter und herzlicher

Mensch, der sich viele Jahre für das
Wohl seiner Mitmenschen einge-
setzt hat", heißt es weiter.
Premierminister Xavier Bettel

(DP) schrieb auf dem Kurznach-
richtendienst Twitter, dass Berger
nicht nur ein engagierter Politiker
und begabter Sportler, sonder auch
„ein guterMensch und enger Part-

ner" gewesen sei. Ebenfalls über
Twitter äußerte sich CSV-Frakti-

onspräsidentin Martine Hansen

zum Ableben von Eugène Berger.

„Der Tod von Eugène Berger hat
uns alle getroffen." Sie dankte ihm
für sein Engagement für Leute und
Land und unterstrich, dass man ihn
in bester Erinnerung behalten
werde.
Auch das „Luxemburger Wort"

entbietet den Hinterbliebenen von
Eugène Berger sein aufrichtiges
Beileid.



Regierungsrat nimmt Aktionsplan an - Maßnahmen im Kampf gegen Antisemitismus
LUXEMBURG
CHRISTIAN BLOCK

Den Missbrauch von Alkohol „er-
heblich" reduzieren: Das ist er-
klärtes Ziel eines nationalen
Aktionsplan, für den der Regie-

rungsrat gestern grünés Licht gab. Der PAL-
MA abgekürzte Plan (Plan d'action de ré-
duction du mésusage de l'alcool 2020-2024)
besteht aus sechs Säulen. Die Früherken-
nung von Alkoholmissbrauch, die For-

schung über den übermäßigen Konsum
oder die Weiterbildung von Berufstätigen
zur Früherkennung sind beispielsweise Ele-
mente des Plans.

Getränke mit hohem Alkoholgehalt
künftig ab 18
Als eine Einzelmaßnahme sieht der Akti-
onsplan eine Anhebung des Mindestalters
vor, mit dem Getränke mit einem hohen Al-
koholgehalt erworben werden können. Die
Altersgrenze wird von 16 auf 18 angehoben.
Eine wichtige Säule des Aktionsplans ist we-
nig überraschend die Prävention in der Be-
völkerung im Allgemeinen wie auch bei spe-

zifischen Gruppen (Schwangere, Jugendli-
che...). Auch die Betreuung der Alkoholab-
hängigkeit soll verbessert werden.

„Der Missbrauch von Alkohol wirkt sich
vor allem dauerhaft auf die Gesundheit aus
und stellt einen vermeidbaren Risikofaktor
von Herz- und Gefäßkrankheiten, Krebs,

Leberkrankheiten oder auch psychischen
Störungen dar ", wird Gesundheitsminister
Etienne Schneider (LSAP) in einer Mittei-
lung seines Ministeriums zitiert.

Etienne Schneiders letzter Regierungsrat
Angenommen wurde weiter ein Gesetzes-
entwurf, mit dem die geografische Lokali-
sierung eines Notrufs möglich werden soll.
Grünes Licht gaben die Minister ebenfalls
für die Ausarbeitung eines Aktionsplans im
Kampf gegen Antisemitismus.

In der Zusammenfassung der Arbeiten
heißt es, die Regierung habe entschieden,
die Arbeitsdefinition für Antisemitismus
der „International Holocaust Remembran-
ce Alliance" (IHRA) übernehmen zu wollen.

Für die Minister war der gestrige
Regierungsrat ein emotionaler. Die Re-
gierung gedachte in einer Schweigemi-

nute des am Dienstag verstorbenen
DP-Abgeordneten und Fraktionschefs
Eugène Berger.

Außerdem war es für Vize -Premier
und Gesundheitsminister Etienne
Schneider (LSAP), der sein Amt am 4.

Februar niederlegen wird, die letzte Re-

gierungsratssitzung. Staatsminister Xa-
vier Bettel bedankte sich im Namen der
Regierung „für sein Engagement und al-
les was er in den letzten sechs Jahren als
Vize -Premier und Minister für unser
Land gemacht", schrieb er auf Twitter. i



Im Großherzogtum ist weiterhin kein Fall von Afrikanischer Schweinepest bekannt
Luxemburg. Als im September 2018
unweit der luxemburgischen
Grenze in Belgien ein Wild-
schweinkadaver positiv auf die
Afrikanische Schweinepest getes-
tet wurde, war die Aufregung groß.
Mittlerweile ist es allerdings ruhig
um das Thema geworden. Zuletzt
wurde die hoch ansteckende
Krankheit in Belgien im August
2019 bei einem frischen Schwei-
nekadaver nachgewiesen.

Als frei von der Afrikanischen
Wildschweinpest gilt Belgien den-
noch nicht - das geht aus der Ant-
wort auf eine parlamentarische

Frage der DP-Abgeordneten Guy
Arendt und Gusty Graas an
Landwirtschaftsminister Romain
Schneider (LSAP) hervor. Denn
dafür darf während eines ganzen
Jahres kein einziger positiver Be-
fund vorliegen.

Schwein gehabt

In Luxemburg wurde indes noch
kein einziger Fall der Afrikani-
schen Schweinepest nachgewie-
sen. Die Mitarbeiter des Veteri-
närlabors haben insgesamt 346
Kadaver auf die Krankheit unter-
sucht - 343 Mal war das Resultat

negativ, in drei Fällen war das Er-
gebnis aufgrund des schlechten
Zustandes des Kadavers unschlüs-
sig. Die verschiedenen Schutz-
maßnahmen, die in den Monaten
nach dem ersten Fund im Sep-
tember 2018 umgesetzt wurden,
scheinen demnach zu greifen.

So wurde unter anderem un-
mittelbar an der Grenze zu Belgi-
en eine sogenannte Zone blanche
geschaffen, in der alle Wild-
schweine getötet werden sollen.
Eine große Schweinepopulation
scheint es dort nicht zu geben. Seit

Beginn der Treibjagd im vergan-
genen Oktober wurden dort le-
diglich drei Schweine geschossen,
seit Errichtung der Schutzzone
insgesamt 22. Zwei weitere Tiere
wurden in dem Gebiet tot aufge-
funden. In der Zone werden die
Wildschweine auch mithilfe von
Fallen gejagt - elf Tiere konnten
so gefangen und getötet werden.

Für Menschen ist die Afrikani-
sche Schweinepest ungefährlich -

eine Infektion ist für Wild- und
Hausschweine allerdings tödlich.
Infizierte Tiere sterben oft inner-
halb weniger Tage. Die Pest stellt
somit vor allem Schweinezüchter
vor Probleme. m.r.


